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China und Sowjetrußland
In dieser Nummer der Beilage bringen wir Fortsetzung und Schluß der Betrachtung des russisch-chinesischen 
Verhältnisses aus der Perspektive eines chinesischen Gelehrten.

IV. Revolution in China
1. Bündnis und Entfremdung seit Weltkriegsende

Im Frühjahr 1945 sah sich China drei Hauptproblemen gegenüber-
gestellt:

Dadurch, daß Japan sich von der Mandschurei nach Indochina eine Über-
land-Verbindungslinie geschaffen hatte, die China in zwei Hälften teilte, 
wurde China bei der Durchführung des Krieges in eine besorgniserre-
gende Lage versetzt. In der Zwischenzeit setzten die chinesischen Kom-
munisten ihre politische Infiltration und territoriale Expansion fort und 
stellten damit eine weitere Bedrohung für die Regierung dar, indem sie 
die Lage im Inneren verschärften. Auch in den umliegenden Provinzen 
von Sinkiang gab es Schwierigkeiten. In den letzten Tagen des Monats 
Januar kam es in der Provinz gelegentlich zu kleineren Kämpfen zwi-
schen chinesischen Truppen und Kosaken, die sich schließlich zu einem 
Bürgerkrieg größten Ausmaßes entwickelten.

Da alle drei Hauptprobleme, denen sich China im Frühjahr 194 5 
gegenübergestellt sah, in der einen oder anderen Weise in ursächlichem 
Zusammenhang mit der sowjetischen Politik standen, wuchs in China 
der Wunsch nach besseren Beziehungen mit Sowjetrußland. Als der da-
malige chinesische Premier- und Außenminister, Dr. T. V. Song, Ende 
Juni nach Moskau reiste, erhielt er von Präsident Truman eine Note, 
die sich auf
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 die Bedingungen des Geheimabkommens von Yalta hinsicht-

lich der Mandschurei bezogen ).  Wie erinnerlich, sollte der Präsident 
der Vereinigten Staaten nach dem Yalta-Abkommen Schritte unterneh-
men, die Tschiang Kai-schek dazu veranlassen sollten, den Russen ver-
schiedene Konzessionen in der Mandschurei zu garantieren. Da Tschiang 
offensichtlich von dem Wunsche beherrscht war, vor allem anderen zu-
erst Japan niederzuringen, gab er dem amerikanischen Drude nach und 
versuchte das Beste aus einer kritischen Situation zu machen. Während 
seines Aufenthaltes in Moskau führte Dr. Song abwechselnd Gespräche 
mit Stalin, Molotow und mit W. A. Harriman, dem Botschafter der Ver-
einigten Staaten in Rußland, in denen zum Ausdruck gebracht wurde, 
daß über das Geheimabkommen von Yalta Verhandlungen geführt wür-
den und die Vereinigten Staaten die Vermittlerrolle übernommen hätten. 
Diese Verhandlungen wurden wegen der Konferenz von Potsdam am

136) Harrymon Maurer, The Tyrannous Decade" Fortune, Februar 1948, 
Seite 154, Department of State, United States Relations with China, Washing-
ton 1949, Seite 116.

17. Juli unterbrochen. Dr. Song kehrte nach Tschungking zurück. Wäh-
rend seines dortigen Aufenthaltes trat er zugunsten Dr. Wang Schih 
tschieh von seinem Amt als Außenminister zurück. Dr. Song berichtete, 
daß die Sowjetregierung Ansprüche erhoben habe, die über das Yalta-
Abkomm 137en hinausgingen ).

Anfang August reisten Dr. Song und der neue Außenminister Dr. 
Wang zusammen mit einer Reihe von Beratern und Fachleuten nach 
Moskau, um ihre Gespräche fortzusetzen. Japans Kapitulation schien 
immer noch weit entfernt und Japans Bemühungen um den 
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Frieden waren 
nur der Sowjetregierung allein bekannt. Wie erinnerlich, hatte die japa-
nische Regierung am 10. August formell erklärt, daß sie „vor einigen 
Wochen“ die Sowjetregierung dringend um Unterstützung zur Wieder-
herstellung des Friedens mit den Feinden Japans gebeten habe ).  Am 
14. August 194 5, dem Tage der bedingungslosen Kapitulation Japans, 
unterzeichneten China und Sowjetrußland einen Bündnis- und Freund-
schaftsvertrag zusammen mit einer Reihe von Ergänzungsverträgen.

Die beiden Hauptverträge der beiden vertragschließenden Partner 
sahen die Zusammenarbeit und gegenseitige Hilfe im Kriege gegen Ja-
pan bis zum Endsieg vor; sie enthielten das gegenseitige Versprechen, 
diese Zusammenarbeit und gegenseitige Hilfe auch nach der Nieder-
ringung Japans fortzusetzen, um eine japanische Aggression unmöglich 
zu machen. Außerdem verpflichteten sich die vertragschließenden Partner, 
die Souveränität und territoriale Einheit des anderen zu respektieren, 
sich nicht in die inneren Angelegenheiten des anderen einzumischen und 
keinerlei Bündnisse einzugehen, die sich direkt gegen einen der Partner 
richten würden.

Eine von Molotow unterzeichnete Note enthielt die Feststellung, daß 
Rußland die volle Souveränität Chinas über die drei Ostprovinzen der 
Mandschurei anerkenne und die territoriale und administrative Einheit 
dieser Provinzen respektiere. Weiter hieß es in der Note, daß das Ver-
sprechen Rußlands, sich nicht in die inneren Angelegenheiten Chinas 
einzumischen, sich auf die Provinz Sinkiang beziehe und daß jede mora-
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lische und materielle Hilfe der Sowjets an die Nationalregierung, als die 
Zentralregierung Chinas, gegeben würde. Den Verträgen war als An-
hang eine Erklärung Generalissimus Stalins beigefügt, in der es hieß, 
daß drei Wochen nach der Kapitulation Japans sowjetische Truppen mit 
dem Rückzug aus der Mandschurei beginnen und ihn spätestens inner-
halb von drei Monaten beendet haben würden. Der chinesische Außen-
minister Wang Schi-tschih erklärte, daß China die Unabhängigkeit der 
Äußeren Mongolei anerkennen würde, sofern eine Volksbefragung den 
Wunsch des Volkes nach Unabhängigkeit bestätigen sollte. In seiner 
Antwort stellte Molotow fest, daß Rußland „die politische Llnabhätigig- 
keit und territoriale Einheit der Volksregierung der Äußeren Mongolei“ 
respektieren würde.

Die ostchinesische Eisenbahn und die südmandschurische Eisenbahn, 
die von jetzt an die Bezeichnung „Chinesische-Changchun-Eisenbahn" 
erhielt, sollte als ein „rein kommerzielles Verkehrsunternehmen geführt 
werden, in dessen Gewinn sich Rußland und China zu teilen hätten“. 
Generaldirektor sollte ein Russe sein, während sich das Direktorium aus 
Chinesen zusammensetzen sollte. „Die Eisenbahn soll nicht für die Ver-
legung von Sowjettruppen benutzt werden. Eine Ausnahme hiervon bil-
den gemeinsame Militäroperationen der beiden Länder gegen Japan“.

Rußland wurde das Recht zuerkannt, militärische Güter in versiegelten 
Waggons ohne Zollinspektion mit der Eisenbahn zu befördern, doch die 
Bewachung dieser Güter sollte von der chinesischen Bahnpolizei über-
nommen werden.

Port Arthur sollte zum Marinestützpunkt für die „gemeinsame Be-
nutzung“ chinesischer und russischer Marine-Einheiten ernannt werden. 
Innerhalb der Hafenanlagen sollte eine für Rußland bestimmte Zone 
freigemacht werden mit dem Recht, dort Armee, Luft-, und Seestreit-
kräfte zu stationieren. „Die Zivilverwaltung in dem entspredtenden Ge-
biet obliegt China . .

Dairen sollte zum offenen Hafen für den internationalen Handel und 
die Schiffahrt erklärt werden. Die Hälfte der Hafenanlagen und Einrich-
tungen sollten gebührenfrei an Rußland verpachtet werden. „Dairen 
wird von China verwaltet. Der Hafen-Direktor soll unter russisdten 
Bürgern, der Stellvertreter unter diinesischen Bürgern ausgewählt wer-

den.“ Während des Krieges mit Japan soll der Kommandierende General 
der sowjetischen Streitkräfte den Oberbefehl und die Verantwortung 
über alle Angelegenheiten, die sich auf den Krieg und die Kriegszonen 
in der Mandschurei beziehen, übernehmen. „Sobald ein Teil des wieder-
hergestellten Gebiets aufhört Kriegszone zu sein, erhält die National- 
regierung der chinesisdien Republik volle Autorität in allen Zivilfragen“.

Zahlreiche Kämpfe hätten vermieden werden können, wenn die so-
wjetische Kriegserklärung an Japan nicht zu dem Zeitpunkt erfolgt 
wäre, an dem die japanische Regierung bereits in unmißverständlicher 
Sprache ihre bevorstehende Kapitulation angezeigt hatte. Doch mit dem 
vollen Vertrauen, den Sieg bereits in der Tasche zu haben, begannen 
sowjetische Land- und Luftstreitkräfte eine Offensive, als wenn es gelte, 
einen Angriff gegen eine kampfstarke Armee japanischer Fanatiker zu 
führen, die sich geschworen hatten, bis zum Tode zu kämpfen. Sowje-
tische Streitkräfte marschierten in die Mandschurei ein, sie besetzten 
strategische Punkte. Sowjetische Flugzeuge bombardierten Changchun, 
die Hauptstadt der Mandschurei, Harbin, und Kirin und japanische mili-
tärische Ziele 139). Noch nach der Kapitulation Japans am 14. August, 
besetzten russische Fallschirmjäger und später sowjetische Landstreit-
kräfte 140) zuerst Mukden, Harbin, Tschangchun, Port Arthur, Dairen 
und andere Punkte 141). Indessen besetzten russische Militär- und Ma-
rineeinheiten die Insel Sachalin, Korea und die kurilischen Inseln. In 
Übereinstimmung mit einer in Potsdam gefällten unmißverständlichen 
militärischen Entscheidung, wurde Korea in zwei Besatzungszonen auf-
geteilt, deren nördliche Hälfte die Russen übernahmen, während die 
südliche von den Amerikanern verwaltet wurde.

Entsprechend dem chinesisch-sowjetischen Bündnis- und Freund-
schaftsvertrag wurden bald darauf Vorbereitungen für eine Volksbefra-
gung in der Mandschurei über die Frage der Unabhängigkeit getroffen. 
Berichten zufolge befanden sich hinter der Kulisse der Volksbefragung 
eine Anzahl sowjetischer Agenten. Jeder Wähler, war aufgefordert wor-
den, einen Wahlzettel zu unterschreiben, hinter den etwa 500 000 ab-
gegebenen Wahlzetteln befand sich keine ablehnende Stimme 142). Nach-
dem die Republik der Äußeren Mongolei ihre Unabhängigkeit erhalten 
hatte, wurde in Moskau ein neuer Freundschafts- und gegenseitiger 
Hilfsvertrag unterzeichnet 143). Der chinesisch-sowjetische Friedensver-
trag vom August 194 5 gab Rußland keinerlei Rechte auf das industrielle 
Vermögen der Mandschurei. Doch während der Besetzung der Mand-
schurei wandten die sowjetischen Behörden, die von sich behaupteten, 
die Vorhut gegen den Imperialismus zu sein, den nackten Lehrsatz des 
raubenden Imperialismus an: „Die einfache Regel, der gute alte Plan, 
daß der, der die Macht hat, auch das Redtt hat und sidt nehmen kann 
was er will.“ Hierzu erschien Ende November 1945 in der New York 
Times ein Bericht von Steffan Andrews. Dem Bericht zufolge wurde die 
Plünderung in der Mandschurei auf direkten Befehl Stalins ausgeführt, 
der am 23. August (1945) der russischen Armee befahl, „aus der Mand- 
sdiurei alles mitzunehmen, was sich mitnehmen läßt.“ Weiter heißt es in 
dem Bericht, daß die Demontage industrieller Anlagen und Fabriken von 
226 Experten aus Moskau überwacht wurde und daß Geheimagenten 
der amerikanischen Armee sich in den Besitz von Kopien der sowje-
tischen Befehle und von solchen Photographen gebracht hätten, die 
Russen bei der Plünderung von Anlagen, Fabriken und Privathäusern 
zeigten 1 4).

Am 5. Februar 1946 erklärte Tschiang Kai-schek ausländischen Kor-
respondenten in Tschungking, daß offizielle Gespräche mit den sowje-
tischen Behörden über wirtschaftliche Konzessionen an Rußland geführt 
würden, die über jene hinausgingen, die in dem chinesisch-sowjetischen 
Vertrag von 1945 festgelegt worden seien. Am 9. Februar sandte der 
amerikanische Außenminister, James Byrnes, gleichlautende Noten an 
China und Rußland, in der die Position der Vereinigten Staaten hinsicht-
lich dieser Angelegenheit erläutert wurde. „Diese Regierung ist der An-

139) New York Times, 11. August 1945.
140) ebenda, 20. August 1945.
141) ebenda, 23. August 1945.
142) Istwestiia, 22. November 1945; New York Times, 24. Oktober 1945.
143) Text in der American Review on the Soviet Union, Mai 1946, Seite 82.
144) New York Times, 27. November 1945.



sicht, daß die endgültigen Dispositionen über japanische Auslandsver- 
mögen, wie die Industrien in der Mandschurei, eine Angelegenheit gemein-
samer Belange und Interessen sind und alle diejenigen Alliierten betrifft, 
die die Hauptlast bei der Niederringung Japans getragen haben ... er-
scheint uns daher zu diesem kritischen Zeitpunkt höd'ist ungelegen, irgend-
eine endgültige Verfügung über das jepanische Auslandsvermögen in der 
Mandschurei zu treffen, sei es die Beseitigung soldter industrieller Ver-
mögenswerte wie .Beutegut' aus der Mandschurei, oder sei es ein Über-
einkommen zwischen der russischen und chinesisdten Regierung bezüg- 
lidt der Kontrolle oder des Eigentums dieser Vermögenswerte.“

Die chinesische Antwort auf die amerikanische Note ließ erkennen, 
daß die Sowjetregierung in einem Memorandum vom 21. Januar 1946 
erklärt hatte, alle japanischen Unternehmen in der Mandschurei, die die 
japanische Armee beliefert hatten, würden als Kriegsbeute der Sowjet-
streitkräfte betrachtet. Die chinesische Regierung wies den sowjetischen 
Anspruch mit dem Hinweis zurück, daß die rusis che Auslegung des 
Begriffs „Beutegut" nicht mit der allgemeinen Definition dieses Begriffs 
durch das internationale Recht in Einklang zu bringen sei. Die britische 
Regierung übersandte dem Kreml eine Note, in der sie gegen die Besei-
tigung industriellen Eigentums in der Mandschurei durch die Russen 
protestierte. Die Note besagte, daß „die Verfügung über japanisdte Ver-
mögen eine Angelegenheit sei, die zwischen den Alliierten diskutiert 
und beigelegt werden müsse, die einen Anspruch auf japanische Repa-
rationsleistungen haben“; und daß „ein Staat, in dessen Territorium 
sich diese Vermögenswerte befinden, solche Vermögen treuhänderisch zu 
verwalten habe 145 ). Nach einem umfassenden Bericht, den Edwin W. 
Pauley, der amerikanische Delegierte bei der japanischen Reparations-
kommission, 
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verfaßt hatte und zwar als Leiter einer Mission, die mit der 
Begutachtung der industriellen Lage in der Mandschurei beauftragt war, 
nahm die Plünderung später weit größere Formen an. Während der rus-
sischen Besetzung erlitt die Mandschurei „unsagbare Verluste . Dem Be-
richt zufolge sind nach vorsichtigen Schätzungen Schäden in einem Um-
fang von etwa 2 Milliarden amerikanischer Dollar entstanden. Der Be-
richt enthüllte auch, daß die sowjetischen Besatzungsbehörden Aktien im 
Werte von 3 Millionen amerikanischer Dollar und mehr als 500 Millio-
nen mandschurischen Yen von mandschurischen Banken konfisziert 
hatten ).

Sowjetrußland hatte im Kriege gegen Nazi-Deutschland enorme 
Opfer gebracht und hohe Verluste erlitten. Aus diesem Grunde mag 
man geneigt sein, die anmaßenden Demontagen und die Fortschaffung 
industriellen Eigentums aus Deutschland zu entschuldigen. Im Fernen 
Osten jedoch hatte Rußland nur einige Tage gegen Japan gekämpft. Auf 
der anderen Seite hatte China acht Jahre lang gegen Japan gekämpft und 
dabei ungeheure Verluste erlitten. Unter Berücksichtigung dieser Tat-
sache hätten die industriellen Güter rechtmäßig in der Mandschurei ver-
bleiben müssen. Ihre Demontage und Fortschaffung durch die Sowjets 
entbehrt jeder Rechtsgrundlage, denn die sowjetische Haltung ist auch 
vom Standpunkt des internationalen Rechts aus wenig vertretbar.

Das sowjetische Argument stützte sich offensichtlich auf die These, 
daß die geraubten Güter japanisches Volksvermögen seien und Rußland 
daher nach Artikel 53 der Haager Landkriegsordnung berechtigt sei. 
sich diese Güter anzueignen. Dieses Argument ist jedoch haltlos, weil 
die Mandschurei nicht von Russen besetztes Feindgebiet, sondern chine-
sisches Hoheitsgebiet war. Nach der Erklärung von Kairo (1943) und der 
Erklärung von Potsdam (1945), die beide von der Sowjetregierung ak-
zeptiert worden waren, sollte die Mandschurei an China zurückgegeben 
werden und das gesamte japanische Volksvermögen in der Mandschurei 
an China übergehen.

Da der Tag des Sieges über Japan auf den 2. September fiel, hätten 
die sowjetischen Streitkräfte die Mandschurei bis zum 8. Dezember ge-
räumt haben müssen. Doch die sowjetischen Behörden erhoben jetzt 
übertriebene Forderungen hinsichtlich der gemeinsamen chinesisch-so-
wjetischen Kontrolle und der Erschließung von Mineralquellen in der 
Mandschurei 147).  Als diese Forderungen abgelehnt wurden, wurde der 
Rückzug russischer Truppen aus der Mandschurei nicht befohlen. Anfang 
Februar befanden sich nach wie vor sowjetische Truppen auf mandschuri-
schem Boden. Eine Welle der Empörung erfaßte das Land. Hunderttau-
sende von Studenten, Arbeitern, Kaufleuten und Frauenverbänden hiel-
ten antisowjetische Demonstrationen ab, in denen sie gegen die sowje-
tische Besatzung in der Mandschurei protestierten. Diese ständig zu-
nehmende Krise veranlaßte Außenminister Wang Schih-tschieh, der So-
wjetregierung am 6. März formell eine Note zu übersenden, in der er 
den sofortigen Abzug der sowjetischen Truppen aus der Mandschurei 
forderte. Bald wurde bekannt, daß die Sowjets die Besetzung der Mand-
schurei aufrechterhielten, um von der chinesischen Regierung übermäßige 
wirtschaftliche Konzessionen zu erhalten.

Am 22. März traf die Antwort der Sowjetregierung ein, in der sie 
versprach, daß die sowjetischen Truppen „bis spätestens“ Ende April 
aus der Mandschure 1
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48i abgezogen würden 8).  Doch auch dieser späte und 
selbstaufgebürdete Termin wurde nicht beachtet, keine geringere Auto-
rität als Außenminister Molotow schrieb in einem Brief an Außenmini-
ster General Marshall „die Evakuierung sowjetischer Truppen aus der 
Mandschurei wurde am 31. Mai 1946 beendet ).

Die rassische Hilfe an die chinesischen Kommunisten während des 
Bürgerkrieges war eine äußerst umstrittene Angelegenheit, die sich 
hauptsächlich auf die Art und die Ausmaße der Hilfeleistung bezog. Auf 
dem Höhepunkt kommunistischer militärischer Erfolge bemerkte Mao-
Tse-tung am 30. Juni 1949, daß der kommunistische Sieg in China ohne 
die Hilfe der Sowjetunion und anderer Volksdemokratien nicht möglich 
gewesen wäre 150). „Die Neue Zeit“, eine Zeitschrift der Sowjetunion, 
veröffentlichte einen Artikel unter dem Titel „Volksrepublik in China . 
in dem festgestellt wurde, daß der Sieg der chinesischen Kommunisten 
zum Großteil auf die „Hilfe der Kräfte des demokratischen Weltlagers 
zurückzuführen sei, an deren Spitze die Sowjetunion gestanden habe . 
Rußlands Eintritt in den Krieg gegen Japan entzündete neue Begeiste-
rung bei den chinesischen Kommunisten und beeinflußte sie, die Situation 
auszunutzen. Am 10. August erließ General Tschu Teh, Oberkomman-
dierender der kommunistischen Streitkräfte, einen Befehl an seine Trup-
pen, die japanische Kapitulation anzunehmen und alle Dörfer, Städte 
und Verbindungszentren zu besetzen. Einen Tag später erließ er den Be-
fehl an vier Armee-Gruppen, die sich auf die 
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Mandschurei zu vorwärts 

bewegten ).  Tschiang Kai-schek befahl den kommunistischen Armeen, 
keine weiteren selbständigen Aktionen zu unternehmen. General Tschu 
Teh nahm dazu eine herausfordernde Haltung an.

145) The London Times, 11. März 1946, New York Times, 9. April 1946.
146) US Relations with China, Seiten 601 —603, Department of State Bui 

vom 22. Dezember 1946, Seiten 1154 —1155.

147) ebenda, Schanghai, 24. November 1945.
148) American Review on the Soviet Union August 1946, Seite 107.
149) New York Times, April 1946.
150) Mao Tse-tung, Lun Jen-Min, Min-Chu Chuan Cheng (On the Peoples 

Democratic Dictatorship) Hongkong Hsin Min-Chu Ch'u Pan She, 1949, S. 10.
151) Chieh Fang Jih Pao (Yenan) 11. und 12. August 1945.
152) Chronology of International Events and Documents, 24. September bis 

7. Oktober 1945, Seite 156.
153) ebenda, 22. Oktober — 4 November 1945, Seiten 196— 197.

Die sowjetischen Behörden jedoch erhoben keinen Einwand gegen den 
Einmarsch kommunistischer chinesischer Streitkrä
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fte in die Mandschurei. 
Am 2. Oktober 194 5 berichteten alliierte Militärs vor der Presse in 
China, daß die chinesischen Kommunisten gewaltsam in die Mandschurei 
einmarschiert seien und mit den sowjetischen Streitkräften zusammen-
arbeiteten ) .

Ein Sprecher der Kommunisten gab zu, daß die kommunistischen Trup-
pen Waffen der Japaner sichergestellt hätten 153 ). Die Kommunisten 



gaben öffentlich bekannt, daß sie Ende November 100 000 Männer, ein-
schließlich der Volksmiliz, in der Mandschurei aufgestellt hatten, um 
gegen die Regie 154rungskräfte zu kämpfen ).  Der Generalsekretär des 
kommunistischen Hauptquartiers in der Mandschurei, General P’eng 
Tschen, berichtete, daß unter der Führung der Kommunisten in acht von 
neun neugebildeten mandschurischen Provinzen Provinzregierungen ein-
gerichtet worden seien und mehr als zwei Drittel der Mandschurei von 
Kommunisten übernommen worden wären 155 ). Die Kommunisten er-

156
richteten einen unabhängigen mandschurischen Staat mit Harbin als 
Hauptstadt ).

Die Krise brach aus, als die Regierung daranging, die Mandschurei zu 
besetzen und sie wieder unter chinesische Souveränität zu bringen, wie 
es in der Deklaration von Kairo und im chinesisch-sowjetischen Vertrag 
zum Ausdruck kam. Nur nach heftigen Kämpfen gelang den Regierungs-
streitkräften der Durchbruch und Einmarsch in die Manschurei 157).  Wäh-
renddessen hatte die Nationalregierung Verhandlungen mit sowjetischen 
Behörden über die Übernahme der Mandschurei 
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und den Rückzug der 
Sowjettruppen eingeleitet. Erst Mitte März 1946 evakuierten russische 
Streitkräfte Mukden; sie wurden durch Streitkräfte der Nationalregie-
rung ersetzt. Die Verhandlungen, die zu diesem Übereinkommen geführt 
hatten, waren so langwierig, daß sie nicht ohne Grund als Verzöge-
rungstaktik der Sowjets betrachtet werden müssen, mit dem Ziel, die 
Pläne der chinesischen Regierung zu durchkreuzen. Harbin, Tschangchun 
und andere Städte )  wurden sofort nach der Evakuierung sowjetischer 
Truppen von kommunistischen Streitkräften besetzt Die Kommunisten 
gaben zu, daß sie nach einem militärischen Plan gehandelt hatten, der 
nach 
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dem Evakuierungszeitplan der sowjetischen Truppen ausgearbeitet 

worden war ).

Es dürfte als erwiesen gelten, daß Sowjetrußland den chinesischen 
Kommunisten bei ihrem gewaltsamen Einmarsch in die Mandschurei und 
bei der Besetzung verschiedener strategischer Punkte und Gebiete ge-
holfen hat, indem es die Kommunisten mit japanischen Waffen und 
Munition ausrüstete, Pläne ihrer Gegner, der nationalchinesischen Streit-
kräfte, verzögerte oder ihren Lauf behinderte, die Bildung örtlicher, den 
Kommunisten ergebener Regierungen förderte und ihnen schließlich zu 
einem äußerst günstigen Zeitpunkt erlaubte, von den sowjetischen Streit-
kräften geräumte Städte zu besetzen.

Kurz vorher war mit Rußland vereinbart worden, daß Dairen unter 
chinesische Verwaltung gestellt und zum Freihafen für die internationale 
Schiffahrt erklärt werden sollte und daß Port Arthur zum Marinestütz-
punkt für die „gemeinsame Nutzung“ Chinas und Rußlands ausgebaut 
und der chinesischen Zivilverwaltung unterstellt werden sollten. Die 
sowjetische Regierung weigerte sich jedoch beharrlich, die Häfen von 
chinesischen Truppen besetzen zu lassen oder sie der chinesischen Ver-
waltung zu unterstellen. Sowjetische Truppen blieben dort selbst nach-
dem andere Gebiete der Mandschurei durch die Sowjets bereits geräumt 
worden waren. Chinesisch-sowjetische Verhandlungen über den Wechsel 
in Dairen wurden ausgenommen. Durch Meinungsverschiedenheiten wur-
den sie jedoch wesentlich erschwert. Der Vorwand der Sowjets für die 
Sperrung der nationalen Truppen von Port Arthur lautete, daß die Ver-

teidigung dieses Stützpunktes der Sowjetregierung durch den Chine 
sisch-Sowjetischen Vertrag von 1945 anvertraut worden sei. In einer 
TASS-Erklärung über Radio Moskau hieß es: „TASS ist ermächtigt 
worden, festzustellen, daß Dairen in Übereinstimmung mit Artikel /V 
des sowjet-dtinesisclten Übereinkommens über Dairen vor einem Frie-
densvertrag mit Japan unter die Regierung des Regimes fällt, das sidr 
in dem Gebiet des Marinestützpunktes Port Arthur eingerichtet hat.“ 
Der chinesische Außenminister behauptet, daß Artikel IV des Abkom-
mens sich nur „auf Kriegszeiten mit Japan“ bezöge, von „vor dem Ab-
schluß eines Friedensve 160rtrages mit Japan“ jedoch keine Rede sei ).

Der chinesisch-sowjetische Disput über Dairen und Port Arthur war 
durch die Unterschiede in der Interpretation des Begriffes „Krieg“ aus-
gelöst worden. Allgemein gesehen ist Krieg nichts weiter als ein aus-
gedehnter bewaffneter Konflikt. Im rechtlichen Sinne wird der Krieg 
oft als ein Kriegszustand bezeichnet, der mit einem Frieden
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svertrag 
zwischen den kriegführenden Nationen abgeschlossen werden muß. Diese 
zweigleisige Konzeption des Krieges wird von den Gerichtshöfen an-
erkannt ).  Die Angelegenheit sollte im Lichte der Grundsätze be-
leuchtet werden, auf die sich Friedensverträge begründen: Gegenseitiger 
Respekt vor Souveränität und territorialer Einheit. Die Sowjetunion 
hatte besonders die Mandschurei als das unter chinesischer Souveränität 
stehende Gebiet anerkannt. Unter dieser Voraussetzung und unter Be-
rücksichtigung der grundlegenden Tatsache, daß Dairen und Port Arthur 
zur Mandschurei gehörende Teile sind, hätten in dem Interpretations-
konflikt über den Begriff „Krieg" alle Voraussetzungen zugunsten 
Chinas sprechen müssen.

In Sinkiang gab es endlose Schwierigkeiten. Zusammen mit dem Kon-
flikt und Disput in der Mandschurei kennzeichneten sie die allgemeine 
Verschlechterung der chinesisch-sowjetischen Beziehungen in den Jahren 
nach dem „Victory Day." Kaum war ein Monat nach dem feierlichen Ver-
sprechen der Sowjets vergangen, als im nordwestlichen Teil Sinkiangs 
heftige Kämpfe ausbrachen, in denen die sowjetische Intervention zwei-
felsfrei erwiesen wurde. Die Kämpfe wurden von den Kosaken einge-
leitet und gegen chinesische Streitkräfte, die in diesem Gebiet stationiert 
waren, geführt. Außer den Kosaken waren jedoch Truppen von Ili in 
einer Stärke von 6000 Mann eingesetzt, die russisch sprachen, russische 
Uniformen trugen und von einem russischen General kommandiert wur-
den 162 ). Während der folgenden Zeit beruhigte und stabilisierte sich 
die Lage in Sinkiang in zunehmendem Maße, doch Anfang Juni fielen 
bewaffnete Streitkräfte von der Äußeren Mongolei, die von angeblich 
sowjetischen Flugzeugen unterstützt wurden, in die Provinz ein 163).  
Radio Moskau verlas eine offizielle Erklärung 
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der Regierung der Äuße-
ren Mongolei, in der in Abrede gestellt wurde, daß ihre Truppen in 
Sinkiang eingefallen seien und die Gegenklage erhoben wurde, chine-
sische Truppen seien in mongolisches Territorium eingefallen. Die Chine-
sen tauschten Proteste und Dementis mit den Mongolen und der Sowjet-
regierung aus und die Streitfrage wurde den Vereinten Nationen vor-
gelegt. Die Feindseligkeiten waren kaum eingestellt, als Führer der 
Kosaken, die ihre Pläne zur Bildung einer Ostturkestanischen Republik 
noch nicht aufgegeben hatten, Revolten und Zwischenfälle in Sinkiang 
organisierten ).  Daraus läßt sich schließen, daß auf Grund der Nach-
kriegsentwicklungen die Allianz, wie sie im chinesisch-sowjetischen Ver-
trag von 1945 vorgesehen war, geschwächt wurde.

160) New York Times, 31. August 1947
161) Siehe „The three Friends" in E. C. Stowell and H. F. Monro Inter-

national Cases 1911 II, Seite 246: Quincy Wright, „When does War Exist?" 
American Journal of International Law, Vol. 26 (1932) P. 363.

162) Ian Morrison, „Some Notes on the Kazakhs of Sinkiang. „Royal Cen-
tral Asia Journal, January 1949, Seite 70.

163) Ta Kwang Pao, (Kanton), 11. Juni 1947.
164) New York Times, 12. September 1947.

154) Chronology of International Events and Documents 5. — 25. November 



2. Chinas Bürgerkrieg und der sowjetisch-amerikanische Kalte Krieg
Nach dem „Victory Day“ setzte China seine größten Friedenshoff-

nungen auf den neu unterzeichneten Vertrag mit Rußland. Durch sowje-
tische Aktionen war dieser Vertrag lange vorher zu einem Blendwerk 
gemacht worden. Eine andere große Quelle der Hoffnung nach dem 
„Victory Day“ war in China die Tschungking-Konferenz zwischen Ge-
neralissimus Tschiang Kai-schek und Mao Tse-tung, dem Vorsitzenden 
der chinesisch-kommunistischen Partei.

Begleitet von dem Botschafter der Vereinigten Staaten, General 
Patrick Hurley, konferierte Mao mit Tschiang und anderen Führern der 
Regierung. Eine ganze Zeitlang waren dort die Hoffnungen groß, die 
Meinungsverschiedenheiten zwischen den beiden großen Parteien be-
seitigen und ein Übereinkommen erzielen zu können, das China den 
Frieden und die E
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inheit bringen würde. Doch nach etwa drei Wochen 
endete die Konferenz nur mit einer Reihe von Proklamationen, die hoch-
trabende Grundsätze von geringem tatsächlichen Wert enthielten ). 
General Hurley war der Ansicht, seine Bemühungen seien wohl erfolg-
reich verlaufen, wenn sie nicht von seinem übergeordneten amerikani-
schen Vorgesetzten bei der Botschaft der Vereinigten Staaten in Tschung-
king sabotiert worden wären, da diesem eine politische Aussöhnung nicht 
wünschenswert 166erschien ). Zur gleichen Zeit wurde der Konflikt zwi-
schen den Streitkräften der Regierung und denen der Kommunisten un-
vermeidlich und alle weiteren Friedensgespräche blieben fruchtlos.

Ende 1945 trafen sich in Moskau die Außenminister der Vereinigten 
Staaten, der Sowjetunion und Großbritanniens, um unter anderem die 
Situation in China zu besprechen. Nach Beendigung der Konferenz 
wurde ein Kommunique herausgegeben, das sich auf China bezog und 
feststellte, daß die drei Außenminister „übereinstimmend von der Not-
wendigkeit eines vereinigten demokratiscl-ien Chinas unter der National-
regierung, von einer Mitarbeit aler  demokratisch gesinnten Kräfte in 
den verschiedenen Zweigen der Nationalregierung, und von seiner Be-
endigung der Gärungsprozesse im Inneren überzeugt seien“, und daß der 
sowjetische und amerikanische Außenminister „völlig darin überein-
stimmen, dem Wunsche nach Abzug sowjetischer und amerikanischer 
Streitkräf
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te aus China müsse Rechnung getragen werden.“ Diese Erklä-

rung ),  enthüllte mit Ausnahme der Zusage über den Rückzug aus-
ländischer Truppen nichts weiter als vage Grundzüge, die den auf 
Lösung harrenden eigentlichen Problemen nur Schwierigkeiten entgegen-
setzten. Sie hatte daher nicht die gewünschten und erhofften Auswir-
kungen auf die Situation im Inneren Chinas.

LIngefähr zu der Zeit als die obige Erklärung zustande gekommen 
war, wurde General George C. Marshall, früher Oberkommandierender 
der Armee der Vereinigten Staaten, von Präsident Truman zum Chef 
einer Mission nach China ernannt, mit dem Ziel, die Differenzen der 
großen politischen Parteien, durch deren Streit das Land in den Bürger-
krieg getrieben worden war, beizulegen. Marshall hatte Erfolge und war 
an dem Zustandekommen eines Waffenstillstandsabkommens zwischen 
den Regierungs- und den kommunistischen Streitkräfte wesentlich be-
teiligt 168).  Vertreter der Nationalregierung und der chinesischen Kom-
munisten kamen zu einer beratenden politischen Konferenz zusammen. 
Mitte März konnte General Marshall bei seiner Rückkehr nach Wa-
shington auf einer Pressekonferenz berichten, daß die Kuomintang und 
die kommunistischen Führer gegenwärtig ihre jeweiligen Armeen in die 
Nationalarmee eingliederten, daß ein gesetzgebender Ausschuß mit 
einem amerikanischen Stab in Peking errichtet worden sei mit dem Ziel, 
die bisher bereits erreichten Übereinkommen weiter auszubauen und daß 
die Inspektionsgruppe, bestehend aus drei Mann — einem Amerikaner, 
einem Kuomintang und einem Kommunisten — ge
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bildet worden sei, um 
die Durchführung der Bedingungen des Übereinkommens an den ver-
schiedensten Orten im Lande zu überwachen ).

165) Department of State, United States Relations with China, Washing-
ton 1949, Seiten 107— 108, Hereafter cited as US-Relations with China.

166) US-Relations with China, S 582.
167) Department of State, A becade of American Foreign Policy, Washing-

ton 1950, S 64
168) China Magazine, Mai 1946, Seite 78.
169) New York Times, 17. März 1946.

Kurz nachdem Marshall seinen Bericht veröffentlicht hatte, teilten die 
Russen den Rückzug ihrer Truppen aus der Mandschurei mit 170 ). Dar-
aufhin begannen nationalistische und kommunistische Streitkräfte ein 
verzweifeltes Wettrennen um die kurz vor ihrer Räumung stehenden 
Schlüsselpositionen.

170) Ta Kuns Pao (Schanghai), 24. März 1946.
171) Department of State op. cit., Seite 692.
172) Chieh Fang Jih Pao, 27. September 1946.
173) New York Times, 9. August 1946.
174) ebenda, 11. August 1946.
175) ebenda, 22. September 1946.

Ein anderer Faktor für die Verzögerung der Übereinkommen war die 
Unstimmigkeit über den Zeitpunkt der politischen Reform und der 
militärischen Reorganisation. Die Kommunisten bestanden auf der Rei-
henfolge: erst politische Reform und dann militärische Neuordnung. 
Die Regierung vertrat die Ansicht, die Reorganisierung habe der poli-
tischen Reform vorauszugehen. Dieser tote Punkt enthülle deutlich den 
tiefsitzenden Argwohn und das Mißtrauen zwischen den beiden Parteien.

Am 15. Dezember 1945 sagte Präsident Truman in einer Erklärung: 
„Die Vereinigten Staaten und die anderen Vereinten Nationen anerken-
nen die gegenwärtige Nationalregierung der Republik China als die 
einzige rechtmäflige Regierung in China . . . In der Fortsetzung der stän-
digen und engen Zusammenarbeit mit der Nationalregierung der Repu-
blik während des Krieges, im Einklang mit der Potsdamer Erklärung und 
in dem Wunsch, einen eventuellen in China verbliebenen japanischen 
Einflusses zu beseitigen, haben und werden die Vereinigten Staaten die 
Nationalrcgierung unterstützen, um die Abrüstung und den Abzug japa-
nischer Truppen in de 171n befreiten Gebieten zu erreidten 1).

Die chinesischen Kommunisten wurden nicht müde, mehrfach ihre Be-
schuldigungen zu wiederholen, die amerikanischen Streitkräfte in China 
würden der Regierung in dem Bürgerkrieg helfen. Auch waren die 
Sowjets schnell zur Hand, die Vereinigten Staaten ebenfalls in dieser 
Angelegenheit zu beschuldigen. So wurde China zum Objekt des kalten 
Krieges zwischen den USA und UdSSR. Sowjetische Beamte, die sowje-
tische Presse und der Rundfunk wehrten sich gegen die amerikanische 
Militärhilfe an die Kuomintang, beschuldigten die LISA, China in „ein 
Semi-Kolonialreich zurückzustoßen und behaupteten, die amerikanisdre 
Militärhilfe an die Nationalregierung sei eine direkte Einmisdiung in 
die inneren Angelegenheiten Chinas“.

Am 14. und 15. September sandte Tschou En-lai umfangreiche Noten 
an General Marshall, in denen er den sofortigen Rückzug amerika-
nischer 1 ruppen aus China und die Einstellung der Hilfslieferungen für 
die Kuomintang-Regierung forde 172rte ).

In der Zwischenzeit fehlte es keineswegs an amerikanischen Angriffen 
auf die sowjetische Politik in China. Nach einer Inspektionsreise durch 
den Fernen Osten berichtet Senator Owen Brewster seinen Landsl
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euten, 
die amerikanische Marine sei in China stationiert, um darauf zu achten, 
daß „China nicht schon morgen in Amerika sei und zwar unter den 
Sporen der sowjetisdien Diktatur )."  Nach seiner Rückkehr aus China 
sagte der Abgeordnete Fred L. Crawford: „Wir müssen entweder nadt 
dort gehen und wirklich gute Arbeit leisten oder ganz zurückkehren und 
die Folgen tragen. Wenn wir das letztere wählen, wird Rußland hinein-
spazieren und China unter rusischer  Herrsdtaft gegen die Vereinigten 
Staaten ausrichten 174) ." Das Komitee für militärische Angelegenheiten 
des amerikanischen Repräsentantenhauses erklärte nach einer Rückkehr 
aus dem Fernen Osten, „Rußland wünsdie die Kontrolle über China und 
versuche, die Vereinigten Staaten zur Aufgabe ihrer Vermittlerrolle dort 
zu zwingen“, und „Rußland fördere im Geheimen die chinesische kom-
munistische Armee und stachele die kommunistischen Führer dazu auf, 
die Abkommen über die Feuereinstellung mit General George C. Mar-
shall zu brechen“ 175) . Zahlreiche andere Anspielungen auf die Unred-
lichkeit sowjetischer Vorhaben in der Mandschurei und anderswo in 
China konnten in vielen amerikanischen Zeitungen und Zeitschriften 
gefunden werden. In diesem kritischen Augenblick unternahm Tschiang



Kai-schek zur Rettung der Situation drastische Schritte. Er erklärte das 
baldige Ende der Einparteien-Herrschaft der Kuomintang und rief als 
Grundlage für den Frieden ein Sechspunkte-Programm aus, daß das 
Waffenstillstandsabkommen vom 10. Januar und
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 die Übereinkommen 
aufrechterhielt, die auf der beratenden politischen Konferenz erreicht 
worden waren ).  Verhandlungen folgten; doch Tschou En-lai, der 
kommunistische Vertreter, verließ die Konferenz. Zu dieser Zeit erhielt 
die feindliche Haltung der Kommunisten besonders durch die am 4. No-
vember erfolgte Unterzeichnung eines chinesisch-amerikanischen Freund-
schafts- und Handelsvertrags und die bevorstehende Einberufung einer 
Nationalversammlung neue Nahrung. Die Kommunisten verdammten 
den neu unterzeichneten Vertrag, den sie als Instr
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ument des amerika-
nischen Imperialismus zur Versklavung des chinesischen Volkes be-
zeichneten ).  Im Hinblick auf die noch einzuberufende National-
versammlung erhoben die Kommunisten die Anschuldigung, dies sei ein 
illegaler Schritt. Die Drahtzieher seien nur unter den Kuomintang zu 
finden und es sei die Absicht der Nationalregierung, eine Verfassung 
durchzubringen, die Tschiang Kai-scheks Diktatur verlängere.

Am 18. Dezember erließ Präsident Truman eine Verlautbarung über 
die Politik der Vereinigten Staaten gegenüber China, die besagte:
......... Wir anerkennen die Nationalregierung von China...........  Wir 
werden daher unsere positive und realistische Politik gegenüber China 
fortsetzen, die auf der Basis des vollen Respekts für seine nationale 
Souveränität und auf unserer traditionellen Freundschaft für das chine-
sische Volk be 178ruht........ .  ). Tschou En-lai verwarf die Politik der 
Vereinigten Staaten und bezeichnete sie als im Gegensatz zu den Grund-
sätzen stehend, wie sie in der Moskauer Erklärung vom Deze
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mber 1945 
niedergelegt worden seien 19).  Ende 1947 befand sich General Mar-
shall wieder in Washington. Am 7. Januar gab er in einer Verlaut-
barung das Mißlingen seiner Mission bekannt und machte die beiden 
Hauptparteien in China für die Verdunklung des Friedens verantwort-
lich ).

Ende Januar gab das State Department, das jetzt von General Mar-
shall geleitet wurde, die Entscheidung der Regierung der Vereinigten 
Staaten bekannt, ihre Bemühungen um eine Vermittlung in China ein-
zustellen und sich aus dem gesetzgebenden Auss
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chuß der Drei beim 

Hauptquartier in Peiping zurückzuziehen ).  Diese Entscheidung ent-
hielt die Andeutung einer Hände-weg-von-China-Politik und schien den 
chinesischen Kommunisten zu behagen und ihnen neuen Mut zu geben.

Am 10. März, bei der Eröffnungssitzung der Außenministerkonferenz 
über europäische Probleme 
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in Moskau, schlug Molotow plötzlich eine 
Diskussion der Situation in China vor und wandte sich gegen die An-
wesenheit irgendeines chinesischen Vertreters bei dieser Diskussion ).  
Chinas Außenminister, Wang Schih-tschieh, erhob mit einer Erklärung 
scharfen Protest. Sun Fo, Präsident der Legislative Yuan, sprach sich 
ebenfalls gegen dieses Vorhaben auf und sagte: „. . . keine Entschei-
dung, die ohne chinesisd'ie Beteiligung auf der Konferenz der ,großen 
Vier' getroffen wird, wird akzeptabel sein. China ist keine internatio-
nale Kolonie“ 183).  Durch die Einwände der anderen Außenminister 
wurde Molotows Vorschlag verworfen.

Kurz nach Molotow gab es auf Kosten Chinas eine diplo
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matische 
Überraschung ).  Präsident Truman ließ seine diplomatische Bombe 
platzen, indem er die sogenannte Truman-Doktrin verkündete. In sei-
ner Botschaft an den Kongreß am 12. März schlug der amerikanische 
Präsident vor, die Vereinigten Staaten sollten, wann immer notwendig, 
in der ganzen Welt intervenieren, um die Unterwerfung freier Völker 
durch kommunistisch beeinflußte totalitäre Regierungen auf Kosten ihrer 
nationalen Einheit und Bedeutung zu verhindern. Eine Woche später — 
ob zufällig oder durch das Hilfsversprechen der Truman-Doktrin er-
mutigt — bewiesen die Streitkräfte der chinesischen Regierung eine aus-
gezeichnete Kampfmoral u
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nd eroberten Yenan, das über zehn Jahre die 

Hauptstadt der chinesischen Kommunisten war ).  Durch den Verlust 
Yenans verloren die Kommunisten nicht nur erheblich an Prestige son-
dern eine Festung und ein Propaganda-Zentrum.

3. Sowjetische Diplomatie am Vorabend der Niederlage Nationalchinas
Die Eroberung der kommunistischen Metropole Yenan durch die 

nationalistischen Truppen im Frühjahr 1947 wurde eine Zeitlang als 
sensationell betrachtet. Doch strategische und logische Faktoren spra-
chen deutlich zugunsten der Kommunisten. Was auch immer die Gründe 
dafür war

186

en, die Kommunisten gewannen in der Mandschurei ständig 
die Oberhand. Sun Fo, Präsident der Legislative in Yuan, warnte davor, 
die Mandschurei könne unter sowjetische Herrschaft fallen, und er erbat 
dringend Hilfe aus den Vereinigten Staaten ).  Doch die Vereinigten 
Staaten schenkten dieser Forderung keine Beachtung. Tschiang Kai-schek 
entschied sich für drastische Maßnahmen gegen die Kommunisten 
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und 
richtete eine Rundfunkansprache an die Nation, in der er die Kommu-
nisten anprangerte und einen totalen Krieg gegen sie ausrief ).

LIngefähr um diese Zeit wurden offiziell gegen die Sowjetunion An-
schuldigungen wegen ihrer Hilfe an die chinesischen Kommunisten er-
hoben. General Tsch’eng Tsch’eng, der Chef des Stabes Generalissimus 
Tschiang Kai-scheks, erklärte in Nanking, daß sich zumindest 31 rus-
sische Berater bei den kommunistischen Truppen in Szepingkai in der
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Mandschurei aufhielten und daß die Sowjets den kommunistischen Trup-
pen bei ihren Transporten von der Mandschurei nach Schantung ge-
holfen hätten ).

In seiner Neujahrsbotschaft 1948 an das chinesische Volk wies der 
Generalissimus zwar indirekt doch deutlich darauf hin, daß Sowjet-
rußland die chinesischen Kommunisten unterstütze. Er sagte: „Die 

gegenwärtige kommunistische Bedrohung kommt ebensosehr von außen 
wie von innen“ 189 ). Solche Anschuldigungen nationalistischer Beamten 
gegen die Sowjetunion wurden von sowjetischen Behörden zurückge-
wiesen. Einer AP-Meldung vom 30. Dezember 1947 aus Peking zufolge, 
sagte der sowjetische Generalkonsul in Peking, Sergei Tichwinsky, an 
diesem Tag: „Meine Regierung anerkennt nur eine Regierung in China 
—die Nationalregierung — und unterstützt die Kommunisten in keiner 
Weise“.

176) China Magazine, September 1946, Seiten 7 — 8.
177) Chieh Fang Jih Pao, 13. November 1946.
178) Department of State, op. cit., Seiten 699 — 700.
179) Jen Min Jih Pao, 31. Dezember 1946.
180) US-Relations with China, Seiten 686 — 689.
186) China Magazine, Juli 1947.
187) China Magazine, August 1947, Seite 68.
188) Ta Kang Pao (Nanking), 25. Juni 1947, New York Times, 25. Juni 1947.

181) Department of State, Bulletin, 9. Februar 1947, Seite 258.
182) Ta Kung Pao (Schanghai), 11. März 1947.
183) ebenda
184) Department of State, Bulletin, 23. März 1947, Seiten 534 — 537
185) Ta Kung Pao (Schanghai), 20. Marz 1947.
189) China Magazine, Januar 1948, Seite 6.
190) US-Relations with China, Seiten 257 — 258.

In der letzten Hälfte des Jahres 1947 machten die Kommunisten in 
der Mandschurei ständige Fortschritte. Währenddessen ernannte Präsi-
dent Truman — offensichtlich im Hinblick auf die steigende Krise — 
General Albert Wedemeyer zu seinem Sondergesandten, mit der Auf-
gabe, eine „Tatsachen ermittelnde Mission“ nach China zu leiten. Die 
chinesischen Kommunisten griffen General Wedemeyer als einen Impe-
rialisten an, der „weitere Aggressionen“ plane. Die Nationalisten waren 
von der Wedemeyer-Mission tief gerührt, da sie in ihr Anzeichen für 
ein fortgesetztes oder erneuertes Interesse an ihrem Schicksal sahen. Ge-
neral Wedemeyer konferierte nicht nur mit Regierungsbeamten, son-
dern a
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uch mit den Führern verschiedener sozialer Gruppen. Kurz vor 
seiner Rückkehr in die Vereinigten Staaten veröffentlichte er eine Er-
klärung, in der er die Kommunisten rügte, Gewalt bei der Verbreitung 
ihrer Ideologien anzuwenden. Er betonte, daß Militärgewalt allein den 
Kommunismus nicht auslöschen würde und behauptete, daß es China 
an begeisterungsfähiger Führung mangele ). Diese Erklärung ent-



täuschte die Nanking-Regierung so sehr, daß Außenminister Wang 
Schih tschieh kurz danach der Botschaft der Vereinigten Staaten eine 
Note übersandte, in der darauf hing
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ewiesen wurde, daß die Regierung 
nicht versuche, den Kommunismus allein durch Gewalt auszuschalten und 
daß China an der Erschließung aller seiner Hilfsquellen durch die wirt-
schaftlichen Verschiebungen während des Krieges gehindert worden 
sei ). In seinem Bericht an Präsident Truman kam General Wedemeyer 
jedoch zu dem Schluß, daß dem nation
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alistischen Regime wirksame Hilfe 

gewährt werden müsse ).

Trotz seiner großangelegten Militär-Kampagne fuhr die National-
regierung fort, politische Maßnahmen zur Er ichtung einer konstitutio-
nellen Demokratie zu unternehmen. Tschiang Kai-schek und Li Tsung-
jen wurden zum Präsidenten und Vizepräsidenten gewählt 193).  In seiner 
Einführungsrede versuchte Präsident Tschiang das chinesische Volk gegen 
den Kommunismus aufzurufen, indem er sagte: „die jetzige Militär- 
katnpagne ist ein Krieg zwischen der Demokratie und dem Totalitaris-
mus, zwischen Kräften der Einheit und der Spaltung, zwischen Patrioten 
und Verrätern,
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 zwischen freiheitsliebenden Menschen und Unterdrük- 
kern, zwischen denen, die auch weiterhin China als unabhängige Nation 
zu sehen wünschen und solchen, die China unterjochen wollen ).

In der Zwischenzeit hatte sich die Flut gegen die Nationalisten ge-
wandt und der Docht ihrer Flamme begann zu flackern.

Am 9. Juli verabschiedeten 137 Mitglieder der Legislative von Yuan 
eine Resolution, die darauf hinwies, daß die Welt irregeführt worden 
sei, wenn sie glaube, China sei
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 in einen Bürgerkrieg verwickelt, vielmehr 
entspräche es der Tatsache, daß die Chinesen gegen die von Moskau ge-
lenkte kommunistische Aggression kämpfe ) . Ende 1948 erlitten die 
Nationalisten mit dem Verlust der Mandschurei mehr und mehr militä-
rische Rückschläge. Die Kommunisten verlegten die Truppen über die 
große Mauer nach Nord- und Zentral-Chi 196na ).

In ihrer verzweifelten Lage wandten sich die Nationalisten erneut 
um Hilfe an die Vereinigten Staaten. Vorher, am 3. April 1948, hatte 
der Kongreß der Vereinigten Staaten ein Gesetz verabschiedet, das die 
Summe von 463 000 000 Dollar an China als Hilfeleistung vorsah, von 
der jedoch nur 125 000 000 Dollar für Waffen und militärische Aus-
rüstungen verwandt werden konnten 197 ). Selbst diese relativ geringe 
Summe stand nicht sofort zur Verfügung. Die erste Waffensendung aus 
den LISA erreichte China nicht vor den e 198
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rsten Dezembertagen 9).  Kurz 
nach dem Verlust der Mandschurei schrieb Präsident Tschiang einen 
Brief mit dem Datum vom 9. November 1948 an Präsident Truman, in 
dem er um eine schnelle und erweiterte militärische Unterstützung, um 
eine feste Haltung der amerikanischen Politik in der Förderung der natio-
nalistischen Ziele und um die Ernennung eines hohen Offiziers bat, der 
bei der Planung militärischer Operationen eingeschaltet werden 
sollte ).

Bald darauf übermittelte Botschafter Wellington Koo dem amerikani-
schen Präsidenten Truman ein Programm, das die dringende Bitte nach 
Hilfe in vierfacher Hinsicht enthielt: 1) sofortige Unterstützungserklä-
rung an Tschiang Kai-schek, 2) Beschleunigung des Nachschubs an die 
Streitkräfte der Nationalisten, 3) Ernennung von Offizieren zur Unter-
Stützung bei der Führung dieser Streitkräfte, 4) Bewilligung von drei 
Milliarden Dollar als Hilfe für einen Zeitraum von drei Jahren 200). Die-
ses Programm fand jedoch keine günstige Aufnahme. Daher wandte sich 
der chinesische Kontroller Yuan im Namen der chinesischen Regierung 
am 15. Dezember direkt an den US-Kongreß und forderte erweiterte 
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Hilfe 201 ). Dieser zweite Antrag fand ebenfalls keine günstige Auf-
nahme. Zu dieser Zeit gab es in den USA sehr starke Strömungen in der 
öffentlichen Meinung, die sich aus verschiedenen Gründen gegen die 
Hilfe an die Nationalisten aussprachen. Hierzu gehörten die Sympathie 
für die chinesischen Kommunisten, die Unzufriedenheit über die Natio-
nalisten oder die Furcht, die Hilfe der Vereinigten Staaten an China 
könne die US-Hilfe an Großbritannien oder Europa einschränken. Die 
amerikanische Regierung mag auch von der enormen Höhe der ange-
forderten Hilfsleistungen abgeschreckt worden sein und wollte das Risiko 
einer Intervention und der Unsicherheit ihres Ausgangs nicht eingehen. 
Wie dem auch sei, die US-Regierung schenkte den dringenden Hilfsappel-
len der Nationalisten gegen Ende 1948 wenig Beachtung.

In seiner New Yorker Botschaft (1948) streckte Präsident Tschiang 
seine Friedensfühler weit aus, um den Bürgerkrieg unter der Bedingung 
zu beenden, daß die Einheit der Armeen der Nationalisten sichergestellt 
und die Verfassung nicht verletzt würde 202 ). Am 14. Januar lehnte Mao 
Tse-tung Tschiangs Friedensbedingungen als Täuschungsmanöver ab und 
machte acht Gegenvorschläge 203 ). Tschiang trat von seinem Amt als 
Präsident zurück und Vizepräsident Li Tsung-yen übernahm die weiteren 
Verhandlungen mit den Kommunisten. Diese überreichten den Vertre-
tern der Regierung eine Reihe von Friedensbedingungen, in denen sie 
folgendes forderten: das Zugeständnis der Regierung, den Bürgerkrieg 
begonnen zu haben, die Abschaffung der Verfassung von Nanking, die 
Abschaffung des Rechtssystems der Regierung und die Reorganisation 
aller Regierungsstreitkräfte 204 ).

Die Nanking-Regierung fand diese Pillen zu bitter und lehnte es ab, 
sie zu schlucken. Die kommunistischen Streitkräfte eroberten bis zum 
Ende des Jahres mit großer Schnelligkeit und Präzision das chinesische 
Mutterland. Der Sitz der Nationallegierung wurde von Ort zu Ort ver-
legt und etablierte sich schließlich am 9. Dezember 1949 in Teipei auf 
Taiwan (Formosa).

Was genau zwischen dem Kreml und der chinesischen Partei in dieser 
entscheidenden Zeit vorging, ist natürlich hinter der- Eisernen Vorhang 
in einen Schleier gehüllt. Die Führer der kommunistischen Partei be-
kundeten jedoch häufig ihre Solidarität mit der Sowjetunion. Sie stellten 
sich hinter die
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 Angriffe der Kominform gegen die jugoslawische kommu-
nistische Partei. Im März 1949 erklärte die Nachrichtenagentur „Neues 
China“, China bliebe keine andere Wahl, als die kriegsliebenden ameri-
kanischen Imperialisten „zu ihrem Erzfeind zu erklären und die Sowjet-
union als ihren ständigen und zuverlässigen Freund zu bezeichnen ).  
Im Juni 1949 proklamierte Mao Tse-tung seine Politik des „Nach-einer-
Seite-Neigens", indem er sagte, daß China sich mit der Sowjetunion ver-
einigen müsse, um eine internationale und vereinigte Front zu bil-
den 206 ). Die Sowjetregierung hatte während des ganzen Bürgerkrieges 
diplomatische Beziehungen zur Nationalregierung unterhalten. Als im 
Frühjahr 1949 kommunistische Streitkräfte eine Stadt nach der anderen 
wie Tientsin, Peking, Nanking usw, eroberten, gaben sowjetische Diplo-
maten und Konsulatsbeamte ihre offizielle Tätigkeit auf oder zogen sich 
mit den Streitkräften der Nationalisten zurück. Solch ein Verhalten der 
sowjetischen Diplomaten erschien überkorrekt und mag seine besonderen 
Gründe gehabt haben: 1. Sollte der Eindruck vermittelt werden, die So-
wjetunion habe nichts mit den chinesischen Kommunisten zu tun. 
2. Sollte die Ansicht verbreitet werden, eine Regierung, die sich diplo-
matisch so korrekt verhält, werd, niemals irgendwelche Verträge ver-
letzen. 3. Sollte ein Präzedenzfall für die Schließung von Botschaften und 
Konsulaten anderer Länder in China geschaffen werden. 4. Sollten Be-
ziehungen mit der Nationalregierung so lange wie möglich aufrecht-
erhalten werden, um Konzessionen von ihr fordern zu können.

Zu Beginn des Jahres 1949 veranlaßten die Sowjets Verhandlungen 
über die Erneuerung des Handels, der Errichtung von Öl- und Bergbau-



gesellschaften in Sinkiang und über die Erteilung von Flugrechten in 
Tsingkan 207),  die von der chinesischen Regierung bereitwillig ausgenom-
men wurden. Einer der Friedensdelegierten war Tschang Tschih-tschung. 
Zu dieser Zeit war General Tschang die herrschende Persönlichkeit im 
Nordwesten, der die Absicht hegte, die Sowjetunion durch ein neues 
Abkommen in bezug auf Sinkiang gegen die chinesischen Kommunisten 
auszuspielen. Berichten zufolge sah der Plan die Schaffung eines pro-
sowjetischen Gürtels von Zentralasien bis hinunter an die japanische 
Se  vor 208 ).

Die Verhandlungen machten keine Fortschritte und die Nationalregie-
rung schien den Zeitpunkt verpaßt zu haben.

Am 1. Oktober 1949 wurde eine neue Republik proklamiert. Bereits 
einen Tag später riß die Sowjetregierung ihre diplomatische Maske her-
unter und anerkannte das neue Regime. Wochen später, am 15. Novem-
ber, sandte Tschou En-lai, Premier- und Außenminister des neuen Regi-
mes, einen Brief an den Präsidenten der Vollversammlung der Verein-
ten Nationen, in dem er erklärte, daß die national-chinesische Delegation 
bei den Vereinten Natione
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n China nicht repräsentieren könne und kein 

Recht habe, für das chinesische Volk zu sprechen ).

V. Chinas Anklage der UdSSR vor den Vereinten Nationen
In der ersten Hälfte des Jahres 1948, als der Bürgerkrieg seinem 

Höhepunkt zuschritt, wurde das Mißtrauen der nationalistischen Führer 
gegenüber dem sowjetischen Einfluß, auf den sie den Erfolg der Kom-
munisten zurückführten, noch wesentlich verstärkt und zwar durch die 
Haltung führender Persönlichkeiten in den Vereinigten Staaten gegen-
über der Sowjetregierung in bezug auf die russischen Vertragsverpflich-
tungen gegenüber China.

Am 2. Juni veröffentlichte der US-Senat ein Dokument des State 
Departments, d - sich auf die Vertragsverletzungen der Sowjets bezog. 
Diesem Dokument zufolge hatte die Sowjetregierung durch die Beseiti-
gung und Zerstörung der mandschurischen Industrien gegen Artikel VI 
des chinesisch-sowjetischen Vertrages vom 14. August 1945 verstoßen 
und ihr Versprechen gebrochen, ausschließlich der chinesischen Zentral-
regierung Hilfe zu leisten, indem sie japanische Waffen an chinesische 
Kommunisten geliefert und das Dairen-Abkommen verletzt hatten durch 
eine systematische Behinderung der chinesischen Regierung, die sich dort 
um Bildung einer Hafenverwaltung bemüht hatte 210).
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In einer Abrüstungs-Diskussion in den Vereinten Nationen verlas 
Her chinesische Vertreter T. F. Tsiang eine Nachricht der Associated 
Press, wonach, laut Schätzungen des japanischen Außenamtes, rund 
50 000 japanische Kriegsgefangene der UdSSR von den chinesisch-kom-
munistischen Streitkräften beschäftigt würden. Gegen Ende des Jahres 
sagte Präsident Truman: „Die Sowjetregierung betrachtet Verträge nicht 
als heilig. Ich habe mit den Russen in Potsdam ganz bestimmte Über-
einkommen getroffen, von denen keines gehalten worden ist. Bestimmte 
Übereinkommen wurden in Yalta erzielt, keines von ihnen wurde ein-
gehalten 211 . . ).

Am 20. Mai 1949, als Nanking bereits in die Hände der chinesischen 
Kommunisten gefallen war, bat die chinesische Legislative in Yuan das 
Kabinett, bei den Vereinten Nationen um Vermittlung im Bürgerkrieg 
nachzusuchen und beschuldigte die Sowjetregierung der Verletzung des 
Vertrags von 1945 212) . Am 28. September gab der Vorsitzende des 
Haupta

213

usschusses der Vollversammlung ein Schreiben der chinesischen 
Delegation an den Präsidenten der Vollversammlung frei, in dem um 
Aufnahme eines neuen Punktes auf die Tagesordnung der vierten Sit-
zung der Vollversammlung gebeten wurde, nämlich der Streit zwischen 
der Regierung von China und der der Sowjetunion. Wyschinsky machte 
geltend, daß das Motiv, das hinter dieser Forderung steckte, in Wirk-
lichkeit ein auf Betreiben der Vereinigten Staaten ausgelöster verleum-
derischer Angriff auf die Sowjetunion sei, und er lehnte kategorisch die 
Aufnahme des neuen Punktes in die Tagesordnung ab ).  Schließlich 
wurde empfohlen, dieses neue Thema in die Tagesordnung der vierten 
Sitzungsperiode der Vollversammlung aufzunehmen und es dem Haupt-
ausschuß zu übergeben 214 ).

Diese Empfehlung wurde am nächsten Tag auf der 230. Tagung der 
Vollversammlung vorgelegt. Der zu behandelnde Punkt war folgender-
maßen abgefaßt: „Bedrohung der politischen Unabhängigkeit und terri-
torialen Integrität Chinas und des Friedens im Fernen Osten hervor-
gerufen durch die Sowjetunion, die sich der Verletzung des Freund-
schafts- und Bündnisvertrages, abgeschlossen am 14. August 1945 zwi-
schen der Republik Chinas und der Union der Sozialistisclten Sowjet- 
Republiken, und der Verletzung der Charta der Vereinten Nationen 
schuldig machte“. Tsiang, der chinesische Delegierte, eröffnete die De-
batte mit dem Hinweis, daß die zur Diskussion stehende Angelegenheit 
auf Chinas eigene Initiative und freie Willensentscheidung, nicht aber 
auf Betreiben der Vereinigten Staaten zurückzuführen sei. Er wies dar-
auf hin, daß der chinesisch-russische Vertrag von 1945 und seine Er-
gänzungsverträge in Erfüllung des Abkommens von Yalta geschlossen 
worden seien. Er beschuldigte jedoch die Sowjetunion, ihre Vertrags-
verpflichtungen nicht eingehalten zu haben, indem er sagte, daß anstelle 
wirtschaftlicher Hilfeleistungen für China die Armee der UdSSR einen 
beachtlichen Teil industrieller Anlagen aus der Mandschurei geschafft 
habe, daß die Sowjetunion anstelle der moralischen und wirtschaftlichen 
H
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ilfe an die Zentralregierung von China den kommunistischen Auf-
stand in China durch direkte und indirekte moralische und materielle 
Hilfe unterstützt habe, daß die Sowjetregierung anstatt Chinas Souve-
ränität in der Mandschurei zu respektieren die Zentralregierung Chinas 
daran hinderte, den Hafen Dairen zu benutzen und die Errichtung einer 
Administration dort nicht zugelassen habe. Er behauptete, daß diese 
Verstöße auch gleichzeitig Verstöße gegen die Grundrechte der Charta 
der Vereinten Nationen seien 215). Diese Äußerungen riefen die sofor-
tige Opposition der Delegierten des Sowjetblocks und auch Jugoslawiens 
hervor. Warren Austin von den Vereinigten Staaten griff daraufhin 
Wyschinskys Behauptung an, ein Punkt müsse erst begründet werden, 
bevor er auf die Tagesordnung gesetzt werden könne. Er erklärte, daß 
er selbst für dessen Aufnahmeantrag stimmen werde ).  Die Empfeh-
lung wurde schließlich angenommen und dem Hauptausschuß zur Be-
ratung übergeben.

Der Hauptausschuß behandelte den chinesischen Antrag auf seiner 
338. Sitzung am 25. November 1949. Wyschinsky nutzte die erste mög-
liche Gelegenheit zu sprechen. Er behauptete, daß es keine Bedrohung 
des Friedens in China und im Fernen Osten durch die Sowjetunion 
gäbe, und daß die Kuomintang-Regierung nicht das Recht hätte, sich als 
Vertreter des chinesischen Volkes auszugeben. Er erklärte, seine Dele-
gation würde an der Behandlung des chinesischen Antrags nicht teil-
nehmen, noch würde sie irgendeine Entscheidung, die in dieser Hinsicht 
gefällt werden sollte, anerkennen217 ). Die Vertreter der Ukraine, Polens 
und der Tschechoslowakei unterstützten gemeinsam Wyschinsky. Auch 
die jugoslawische Delegation stellte sich hinter Wyschinsky und erhob 
die Frage, ob der Ausschuß überhaupt einen Fall beraten könne, der 
von einer Delegation eingebracht worden sei, die das Recht verloren 
habe, China zu repräsentieren. In Beantwortung dieser Frage erlaubte der



Versammlungs-Vorsitzende, daß Einwände zu der Frage, wer das Recht 
zur Vertretung Chinas habe, dem zuständigen Ausschuß der Vollver-
sammlung vorgelegt werden müßten, und daß die chinesische Dele-
gation, die dann im Ausschuß vertreten sei, auch als solche anerkannt 
würde. Er rief Tsiang auf und bat ihn, die
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zu eröffnen ).

Tsiang, der den Fall Chinas gegen die Sowjetunion vortrug, lenkte 
zunächst die Aufmerksamkeit auf Artikel 2 der Charta der Vereinten 
Nationen, der besagt, daß „alle Mitglieder sich in ihren internationalen 
Beziehungen von der Bedrohung oder der Gewaltanwendung gegen die 
territoriale Einheit oder politische Unabhängigkeit irgendeines Landes 
wenden sollen“ und daß „alle Mitglieder.........in gutem Glauben die 
Verpflichtungen erfülen sollen, denen sie sich in Übereinstimmung mit 
der gegenwärtigen Charta unterworfen haben“. Er berichtete dem 
Hauptausschuß, daß die sowjetische Maßnahme in China in dem ihr 
zugrundeliegenden Sinne eine Verletzung der Präambel, Artikel I und 
Artikel II der Charta darstellten. Tsiang bezog sich auf den chinesisch-
sowjetischen Vertrag von 1945 und die Zusatzverträge und wies darauf 
hin, daß die sowjetischen Verpflichtungen nach diesem Übereinkommen 
im allgemeinen von vierfacher Bedeutung seien, nämlich 1) Die Lei-
stung moralischer Unterstützung und materieller Hilfe ausschließlich an 
die Nationalregierung als die Zentralregierung in China. 2) Die Beach-
tung der vollen chinesischen Souveränität über die Mandschurei und die 
Anerkennung ihrer territorialen und administrativen Einheit. 3) Die 
Respektierung der politischen Unabhängigkeit und territorialen Einheit 
der mongolischen Volksrepublik. 4) Abstand zu nehmen von einer Ein-
mischung in die inneren Angelegenheiten Sinkiangs. All diesen Ver-
pflichtungen, so sagte er, habe die Sowjetunion keine Beachtung 
geschenkt.

Zur Begründung dieser Anschuldigungen gab Tsiang dem Hauptaus-
schuß einen Überblick über „die Schritte und Maßnahmen, mit denen 
die Sowjetunion die Wiederherstellung der nationalen Autorität durch 
die Zentralregierung in China verhindert habe“, und gab „Tatsachen 
und Zahlen bekannt, die sich auf die Militär- und Wirtschaftshilfe an 
die chinesischen Kommunisten in der Mandschurei bezogen.“ Er berich-
tete dem Hauptausschuß, daß die Sowjetunion den chinesischen Kommu-
nisten Unterstützung gewährte, indem sie sie mit sowjetischen und 
japanischen Waffen ausrüstete, ihre Armeen und Offiziere ausbildete, 
ihnen erlaubte, japanische Kriegsgefangene zu beschäftigen, ihren eige-
nen Truppen gestattete, an Operationen der chinesischen Kommunisten 
teilzunehmen, ihnen ausgedehnte wirtschaftliche und technische Hilfe 
zur Auswertung ihrer Bodenschätze bewilligte und ihre Verkehrsanlagen 
und Kraftindustrien wiederherstellte. Tsiang verwies vor dem Haupt-
ausschuß zunächst auf die „wirtschaftlichen Ränke der Sowjets in der 
Mandschurei“. Er bezog sich sofort auf die wohlbekannten Demontagen 
industrieller Anlagen aus diesem wichtigen Gebiet und zitierte den 
Bericht der Edwin W. Pauley-Mission über japanische Reparations-
leistungen, indem er darauf hinwies, daß nach diesem Bericht sich „der 
Gesamtwert des von der sowjetischen Armee entfernten Vermögens auf 
800 000 000 US-Dollar belief.“

In bezug auf die Äußere Mongolei erklärte Tsiang, daß deren Armee 
von sowjetischen Beamten geleitet werde und „in alle Positionen der 
politischen und verwaltungsmäßigen Maschinerie dieses sogenannten un-
abhängigen Staates eingeschleust worden seien.“ Hinsichtlich der Inter-
vention der Sowjets in die inneren Angelegenheiten Sinkiangs stellte 
Tsiang fest, daß die Sowjetunion „Unruhen hervorgerufen und dort die 
sogenannte ostturkestanische Republik errichtet habe“. Er behauptete, 
daß die Sowjetunion „die neue Waffe der Fünften Kolonne" für ihre 
territoriale und politische Expansion eingesetzt habe, und daß die 
chinesisch-kommunistische Partei „völlig dem Moskauer Diktat unter-
worfen sei". In dem Bemühen, die vielen Anschuldigungen über Schie-
bungen und Korruption, die der Nationalregierung unterstellt worden 
waren, zu entkräften, behauptete Tsiang, daß sich die Armut in China 
„im Verlaufe von Jahrhunderten entwickelt“ habe, daß die chinesische 
Regierung trotz dieser Armut einen langen Krieg gegen die japanische

Aggression geführt habe und daß die Hilfe der Vereinigten Staaten an 
China nur 125 000 000 Dollar betragen habe, während die Hilfe der 
Vereinigten Staaten an Griechenland sich in der gleichen Zeit auf 
318 000 000 US-Dollar belaufen habe.

Schließlich versprach der chinesische Vertreter die Hoffnung aus, „daß 
die Vollversammlung das Urteil über die Sowjetunion aussprechen werde, 
da sie meine Regierung bei ihren Anstrengungen um die Wiederher-
stellung ihrer Autorität in der Mandschurei behindert und den chine-
sischen Kommunisten militärische und wirtsd^aftliche Hilfe gewährt 
hat.“ Er hoffte, daß „die Vollversammlung allen Mitgliedstaaten emp-
fehlen würde, künftig von weiteren militärischen und wirtschaftlichen 
Hilfeleistungen an die chinesischen Kommunisten Abstand zu nehmen.“ 
Er hoffte, daß „kein Mitgliedstaat diplomatische Beziehungen mit einem 
Regime aufnehmen werde, das vielleicht von den chinesischen Kommu-
nisten err 219ichtet würde“ ).

Diese „drei Hoffnungen" wurden später in einen Entschließungs-
antrag ausgenommen, der an das „erste Komitee“ weitergeleitet wurde. 
Diese Resolution rief ferner alle Mitgliedstaaten auf, „von einer Aus-
nutzung der gegenwärtigen Situation Chinas um irgendwelcher Vor
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teile 
willen, Abstand zu nehmen, da sie mit der politischen Unabhängigkeit 
und territorialen und verwaltungsmäßigen Einheit Chinas unvereinbar 
seien“ ).

Der Hauptredner der darauffolgenden Sitzung, die drei Tage später 
abgehalten wurde, war Philip Jessup von der US-Delegation. In seiner 
umfangreichen Rede sagte Jessup, es sei die Ansicht der Vereinigten 
Staaten, der Sowjetunion begrenzte Rechte an Dairen und an den Ost-
chinesischen und Südmandschurischen Eisenbahnen zu garantieren und 
man habt, niemals gedacht, daß die Sowjetunion die Souveränität beein-
trächtigen würde, indem sie die völlige Kontrolle über Dairen und über 
die Eisenbahnen suchte und Marionettenregierungen in den nördlichen 
Provinzen bildete. Er überreichte dem Komitee einen gemeinsamen 
Resolutionsentwurf, der von den Vereinigten Staaten, Australien, 
Mexiko, Pakistan und den Philippinen eingebracht worden war und 
dessen einschneidender Abschnitt folgenden Wortlaut hatte: „Die Voll-
versammlung wünscht die Stabilität der internationalen Beziehungen im 
Fernen Osten zu fördern und fordert alle Staaten auf: 1. die politische 
Unabhängigkeit zu garantieren und sich in ihren Beziehungen zu China 
von den Grundsätzen der Vereinten Nationen leiten zu lassen; 2. das 
Recht des chinesischen Volkes auf freie Wahl seiner politischen Institu-
tionen und auf eine von ausländischer Kontrolle freie Regierung jetzt 
und in Zukunft zu respektieren; 3. die sich auf China beziehenden und 
zur Zeit bestehenden Verträge zu respektieren, und 4. davon Abstand 
zu nehmen, eine Einflußsphäre in China zu erlangen oder ausländisch 
kontrollierte Regime innerhalb des chinesischen Territoriums zu bilden 
und von einem Bemühen zur Erlangung besonderer Rechte oder Privi-
legien innerhalb d 221es Territoriums von China abzusehen“ ).

Dieser gemeinsame Entschließungsantrag sollte den chinesischen Re-
solutionsentwurf ersetzen, gegen den Jessup, zusammen mit den Ver-
tretern der vier Delegationen, die diesen Antrag eingebracht hatten, 
ständig opponierte.

Der chinesische Vertreter wies ständig darauf hin, daß der gemein-
same Entschließungsantrag nur eine ausführliche Version des endgül-
tigen Paragraphen des chinesischen Resolutionsentwurfs sei. Carlos Stolk 
von Venezuela vertrat die Ansicht, die erste Aufgabe müsse darin be-
stehen, festzustellen, ob die chinesischen Beschuldigungen korrekt seien. 
In seiner Antwort auf den Vorschlag, der Antrag der Chinesen solle 
dem Internationalen Gerichtshof zugeleitet werden, stellte Tsiang fest, 
daß die Anschuldigungen gegen die Sowjetunion mit Ausnahme des 
Streitfalles Dairen nicht unter die Jurisdiktion des Gerichts falle. Er 
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fügte hinzu, das Regime in Peking kontrolliere nicht ganz China und 
werde von der Bevölkerung nicht unterstützt.

Haiti und Peru erhoben jetzt ihre Einwände gegen die chinesische 
Resolution, indem sie erklärten, daß die Frage der Anerkennung allein 
der Entscheidung der verschiedenen Regierungen obliege. Martinez Mo-
reno von El Salvador kritisierte die Haltung der Großmächte. Er sagte, 
der chinesische Vertreter habe bewiesen, daß die Sowjetunion den chine-
sischen Kommunisten moralische und materielle Hilfe gewährt und 
dadurch die Charta, das Yalta-Abkommen, und den chinesisch-sowje-
tischen Vertrag von 1945 verletzt habe und es daher keinen Grund gäbe, 
den Resolutionsentwurf der Chinesen nicht zu unterstützen. Der stärkste 
Befürworter des chinesischen Resolutionsentwurfs war die chilenische 
Delegation. Carlos Valenzuela von dieser Delegation versicherte, im 
Hinblick auf den gemeinsamen Resolutionsentwurf, daß seine gravie-
rendsten Verfügungen schon verletzt worden seien. Er behauptete, daß, 
während der gemeinsame Resolutionsentwurf alle Staaten aufgefordert 
habe, die politische Unabhängigkeit Chinas zu respektieren, die chine-
sische Volksrepublik unter dem Kommunismus bereits ein Mitglied des 
Sowjetblocks sei und seine Unabhängigkeit verloren habe. Ein anderer 
aufrechter Redner war Sir Carl Berendsen von Neuseeland. Er erklärte: 
„Wenn die VoUversatWHlutig in der Tat beabsichtige, in dieser Ange-
legenheit ihre Hände in Unschuld zu waschen, so täte sie gut daran, dies 
offen und' ehrlich zu sagen“ 222 ). Der britische Vertreter, Sir Terene 
Stone, vertrat eine andere Ansicht. Er sagte gerade heraus, daß, wenn 
die betreffende Regierung eine wirksame Kontrolle über das ganze 
Land oder dessen größten Teil ausübe, das zumindest ein prima-facie-
Fall für die Anerkennung sei. Während anderen Überle
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gungen Rech-
nung getragen werden müsse, sollten bei der Entscheidung vornehmlich 
Fakten anstelle von Gefühlen sprechen ).
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Die Delegation von Cuba, Equador und Peru brachten gemeinsam 
einen Resolutionsentwurf ein, in dem sie forderten, daß der Interims-
ausschuß die chinesischen Anschuldigungen gegenüber der Sowjetunion 
überprüfen und in der nächsten Sitzung der Vollversammlung hierüber 
Bericht erstatten solle. Die Delegationen von Chile und Irak sagten 
diesem Resolutionsentwurf ihre Unterstützung zu. Es kam zur Abstim-
mung und Annahme dieser gemeinsamen Drei-Mächte-Erklärung 224).  
Da der Fünf-Mächte-Resolutionsentwurf andere Forderungen enthielt, 
wurde auch über ihn abgestimmt und auch er wurde angenommen. So-
dann wurden diese zwei Resolutionen an die Vollversammlung weiter-
geleitet, die über ihre endgültige Annahme oder Ablehnung zu entschei-
den hatte.

Am 7. Dezember lehnte der sowjetische Vertreter während der 272. 
Plenarsitzung die weitere Behandlung dieser Angelegenheit ab. Er wie-
derholte seine Ansicht, daß die chinesische Delegation keine Ermäch-
tigung habe und daher nicht das chinesische V

225

olk vertreten könne, daß 
sich die sowjetische Delegation nicht an der Diskussion über diese Be-
schwerde beteiligen und alle Entscheidungen ignorieren werde, die hier-
über getroffen würden ) . In seiner Antwort stellte Tsiang fest, daß 
das Regime in Peiping ein Marionettenregime sei, das nicht vom Volk 
unterstützt würde, während die Regierung, die er vertrete, ordnungs-
gemäß vom Volke gewählt worden sei. Er erinnerte daran, daß es die 
erste Pflicht der Mitgliedstaaten sei, die Militär- und Wirtschaftshilfe 
an die chinesischen Kommunisten zu verhindern und bet
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onte, daß es 
nicht recht sei, wenn eine Regierung aus Gründen der Sicherstellung 
ihrer wirtschaftlichen Interessen das Regime in Peking anerkenne ).

Der Delegierte der Vereinigten Staaten, Jessup, kritisierte die Haltung 
der sowjetischen Delegation gegenüber der chinesischen Frage und
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 er-
klärte sie als im Gegensatz zu den Verfahrensregeln der Vollversamm-
lung stehend. Am folgenden Tag wurde über die beiden Resolutionen 
auf der 273. Plenarsitzung abgestimmt. Sie wurden beide angenommen. 
Damit ging der Antrag der Chinesen gegen die Sowjetunion an den 
Interimsausschuß weiter ).

Am 7. Februar 1950 griff das Interimskomitee die Frage des chine-
sischen Antrags auf. Bei dieser Gelegenheit zitierte Tsiang die Rede des 
amerikanischen Außenministers Dean Acheson vor dem Nationalen 
Presseclub in Washington vom 12. Januar, in der gesagt worden war, 
die Sowjetregierung trenne die nördlichen Provinzen Chinas vom Mut-
terland. Tsiang stellte fest, daß seine Regierung gezwungen sei, den 
Kampf gegen die chinesischen Kommunisten fortzusetzen.

Um zu beweisen, daß die vorzeitige Anerkennung eines Rebellen-
Regimes einen Verstoß gegen das internat
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ionale Recht darstelle, berief 

sich Tsiang auf den englischen Völkerrechtler Lauterpacht ).

Der Interimsausschuß unternahm jedoch keine weiteren Schritte. Im 
März verbreitete Generalsekretär Trygve Lie ein Memorandum, das 
nach Ansicht der chinesischen Delegation „einen editen Versuch dar-
stellte, die Delegierten der Vereinten Nationen zu beeinflussen, für den 
Beitritt Rot-Chinas in die Vereinten Nationen zu stiwwen.“ Der chine-
sische Delegierte erhob die Beschuldigung, Lies Memorandum sei ein 
„vorsätzlidter Angriff auf Chinas Front innerhalb der Vereinten Na-
tionen“, und daß Lie „das Vertrauen der Öffentlidrheit In die Unpartei-
lichkeit des Sekretariats zerstört habe.“

Ende November 1950 beriet der Hauptausschuß in mehreren Sitzun-
gen über die chinesische Frage. Tsiang wiederholte die Anschuldigungen 
gegenüber der Sowjetunion. Außerdem behauptete er, daß das kommu-
nistisch-chinesische Regime von den Sowjets als Instrument bei ihren 
Expansionsbestrebungen in Tibet ausgenutzt worden sei, daß das kom-
munistische Regime die Verbrennung „aller klassischen Werke von Kon-
fuzius, Laot-se Mencius, einschliefllich der Kommentare über diese mehr 
als 2 500 Jahre alten klassischen Vorbilder“ angeordnet habe und daß 
dieses Regime sich „einer wirksamen und weitverbreiteten Widerstands-
bewegung entgegenstelle“ 229).  In der darauffolgenden Sitzung hielt 
der sowjetische Vertreter Jakob Malik am gleichen Tage eine Rede. 
Durch die sowjetische Teilnahme an der Aussprache wurde eine Gegen-
überstellung zwischen Kläger und Ankläger möglich. Malik versuchte, 
einige der Anschuldigungen, die von der chinesischen Delegation gegen 
die Sowjetunion erhoben worden waren, zu widerlegen. Er behauptete, 
daß das sowjetische Kommando in der Mandschurei die Behörden der 
Kuomintang rechtzeitig von dem Rückzug sowjetischer Truppen unter-
richtet habe. Bei der Behandlung der Anschuldigungen, die UdSSR habe 
die chinesischen Kommunisten mit Waffen versorgt, bezog er sich auf 
das Weißbuch und den Begleitbrief Achesons und sagte, daß die chine-
sische Volksbefreiungsarmee riesige Mengen an amerikanischer Aus-
rüstung von den nationalen Streitkräften erbeutet habe. In bezug auf 
die Anschuldigungen Achesons, wonach die UdSSR die nördlichen Pro-
vinzen Chinas annektiert habe, bezog er sich nur auf die Wyschinskys 
vorausgegangene Zurückweisung. Er bestritt, die Sowjetunion habe das 
Abkommen von Yalta verletzt, indem er darauf hinwies, daß der Eintritt 
der Sowjetunion in den Krieg gegen Japan das Leben von mindestens 
200 000 amerikanischen Offizieren und Mannschaften durch Beschleuni-
gung der Kapitulation Japans gerettet habe. Er bestritt ebenfalls, daß 
die Volksregierung in Peking die Verbrennung der klassischen Werke 
angeordnet habe und wies diese Beschuldigung als Verleumdung zurück.



Inmitten dieser Meinungsverschiedenheiten reichte die syrische Dele-
gation einen neuen Resolutionsentwurf ein, in dem gefordert wurde, 
„die Vollversammlidvig solle . . . das iHterimskowitee anweisen, weitere 
Tatsachen und Informationen, die sich direkt auf diesen Fall beziehen, 
einzuholen, falls solche Erhebungen möglich seien.“ Der australische 
Delegierte sagte, daß es im Hinblick auf die Situation im Fernen Osten 
am klügsten wäre, die ganze Angelegenheit zu den Akten zu legen, 
wogegen die Delegationen von Ägypten und Peru Einspruch erhoben. 
Auch Dulles verwarf diesen Gedanken. Die Tatsache, daß eine Groß-
macht das Ziel von Beschuldigungen sein kann, dürfte kein ausreichen-
der Grund sein, diese Frage zu begraben, sagte er. Sir Carl Berendsen 
von Neuseeland wies auf die Gegensätze zwischen Maliks und Tsiangs 
Darstellung in dieser Angelegenheit hin, wodurch bewiesen sei, daß die 
Tatsachen absolut nicht so gut bekannt oder wohlbegründet seien, als 
daß man auf eine nochmalige Überprüfung verzichten könne. Der sy-
rische Resolutionsentwurf wurde daraufhin angenommen.

Am 24. Juni begann der Krieg in Korea. Nach einem Bericht einer 
Kommission der Vereinten Nationen in Korea intervenierte das kom-
munistische China im koreanischen Krieg durch den Einfall nordkorea-
nischer Streitkräfte in Südkorea. Schon kurz nach Beginn des korea-
nischen Krieges spürte das kommunistische China den Druck der Ver-
einten Nationen. Am 1. Februar 1951 wurde es zum Aggressor ge-
brandmarkt. In einer Abstimmung am 18. Mai wurde ein Embargo über 
strategische Güter über China verhängt. Dadurch wurden die Hoffnun-
gen und Forderungen der chinesischen Delegation erfüllt — wenn auch 
nur als Folge der Entwicklungen in Korea.

Das ganze Jahr über lag der chinesische Antrag gegen die Sowjet-
union unangetastet im Interimsausschuß. Am 26. Januar 1952 auf der 
502. Sitzung des Ersten Komitees erneuerte der chinesische Vertreter 
seine Anschuldigungen, die Sowjetunion habe die Charta und den chine-
sisch-sowjetischen Vertrag von 1945 verletzt. Er schloß seine Ausfüh-
rungen mit der Überreichung eines Res
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olutionsentwurfs, durch den die 
Vollversammlung aufgefordert wurde, die Verletzung sowjetischer Ver-
tragsverpflichtungen gegenüber China anzuerkennen ). Daraufhin ver-
teidigte Malik seine Regierung. Er behauptete, die Sowjetunion habe 
den chinesisch-sowjetischen Vertrag nicht verletzt, da dieser durch einen 
neuen Vertrag vom 14. Februar 19 50 ersetzt worden sei. Die Ukraine, 
Bjelorußland, die Tschechoslowakei und Polen stießen in das gleiche 
Horn und bestätigten, was Malik gesagt hatte. Cuba vertrat die An-
sicht, die Sowjetunion sei bisher nicht in der Lage gewesen, die chine-
sischen Anschuldigungen zu widerlegen. Peru stellte fest, daß die So-
wjetunion in ihrer Verteidigung lediglich Ungenauigkeiten und Ver-
leumdungen gegen die Vereinigten Staaten wiederholt habe. Der Ver-
treter der Vereinigten Staaten Cooper forderte dringend die Annahme 
des chinesischen Resolutionsentwurfs. Er sagte, der Beschluß der Voll-
versammlung, die Sowjetunion der Verletzung des Vertrags von 1945 
zu beschuldigen, würde die Tatsache unterstreichen, daß internationale 
Verpflichtungen absolut ernst zu nehmen seien.

Malik ergriff daraufhin erneut das Wort. Er erhielt die Ansicht auf-
recht, daß der sowjetische Vertrag von 1950 mit den chinesischen Kom-
munisten noch günstiger sei als der chinesisch-sowjetische Vertrag von 
194 5 und daß es unbegründet sei, von einer Vertragsverletzung der 
Sowjets gegenüber China zu sprechen. In seiner Antwort auf Maliks 
Erklärung stellte der chinesi

232

sche Vertreter Tsiang fest, daß der Grund, 
warum der Vertrag von 1950 im Vergleich zu dem von 1945 günstiger 
sei, auf der Tatsache basiere, daß das kommunistische Regime in China 
ein Instrument der sowjetischen Politik sei 21).  Über diesen Resolutions-
entwurf wurde später abgestimmt und mit 24 zu 9 Stimmen bei 25 
Stimmenthaltungen angenommen ).

Diese Resolution wurde dann der Vollversammlung zur Annahme 
oder Ablehnung zugeleitet. In der Plenarsitzung der Vollversammlung 

am 1. Februar 1952 machte Cooper von den Vereinigten Staaten gel-
tend, daß die Sowjetunion weder in der Debatte im Hauptausschuß 
noch in der Plenarsitzung eine ernsthafte Verteidigung ihres Vorgehens 
in der Mandsc
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hurei unternommen habe. Die sowjetische Verteidigung, 
so sagte er, drehe sich um die frivole Beweisführung, daß eine Regie-
rung, die von der Sowjetunion nicht anerkannt sei, kein gesetzlich 
verbrieftes Recht habe, Beschuldigungen gegen die Sowjetunion zu er-
heben. Die von der chinesischen Delegation eingebrachte Resolution 
wurde schließlich mit 25 zu 9 Stimmen bei 24 Stimmenthaltungen an-
genommen ).  Der wesentliche Teil dieser Resolution lautet:

„Die Vollversammlung ist zu dem Ergebnis gekommen, daß die Union 
der Sozialistischen Sowjet-Republiken die Bemühungen der National-
regierung von China bei der Wiederherstellung der Nationalen Auto-
rität in den drei Ostprovinzen (Mandschurei) nach der Kapitulation 
Japans verhindert und den drinesischen Kommunisten Militär und Wirt-
schaftshilfe gegen die Nationalregierung von China gewährt hat. Sie 
stellt fest, daß die Union der Sozialistischen Sowjet-Republiken in ihren 
Beziehungen mit China seit der Kapitulation Japans unterlassen hat, 
den Freundschafts- und Bündnisvertrag zwisd^en China und der Union 
der Sozialistisdien Sowjet-Republiken vom 14. August 1945 zu er-
fül 234len ).

Der chinesische Antrag gegen die Sowjetunion brachte nicht nur eine 
wichtige Phase der chinesisch-sowjetischen Beziehungen ans Tageslicht, 
sondern auch den Stand internationaler Beziehungen im allgemeinen, 
soweit er sich auf China konzentrierte. Er war auch ein Test für die 
wirksame Kraft der Vereinten Nationen bei der Behandlung einer kriti-
schen und komplizierten internationalen Streitfrage. Soweit es die Schil-
derung von Tatsachen betraf, hatte die chinesische Delegation bei der 
Darlegung ihres Falles gute Arbeit geleistet. Vom technischen oder 
taktischen Gesichtspunkt her ließ die Darstellung jedoch zu wünschen 
übrig. Erstens hätten eine Reihe der vorgetragenen Tatsachen wirksam 
unter rechtsgültige Konzeptionen gestellt werden können. Zweitens 
fanden die Delegationen des Sowjetblocks durch den Nachdruck, mit 
dem das Ansehen der Nationalregierung betont wurde, neue Angriffs-
flächen. So konzentrierten sich diese Delegationen einfach darauf, die 
Nationalregierung zu diskreditieren. Der chinesische Antrag wäre wahr-
scheinlich wirksamer gewesen und hätte größere Unterstützung gefun-
den, wenn die Tatsachen und Argumente so zusammengefaßt und dar-
gelegt worden wären, daß sie auf den Schaden und das Unrecht hinge-
wiesen hätten, das die Sowjetregierung China als Staat und den Chine-
sen als Volk zugefügt hatten. Die Haltung der verschiedenen Regierun-
gen gegenüber Chinas Situation wurde bei keiner Gelegenheit deutlicher 
erkennbar als bei ihrer empfindlichen Reaktion auf die Empfehlung, das 
Regime in Peking nicht anzuerkennen. Die Anerkennung der National-
regierung wurde von vielen weiterhin aufrechterhalten, doch reservierten 
sie sich gleichzeitig das Recht, ihre Position später im Lichte veränder-
ter Umstände zu wechseln.

Trotz ihrer ungeheueren Struktur und Organisation verfügten die 
Vereinten Nationen nicht über eine geeignete Behörde, die den chine-
sischen Antrag gerecht und wirksam hätte behandeln können. Obwohl 
der Antrag oft zur Debatte stand, wurde er in Wirklichkeit nicht ernst-
haft untersucht und erwogen. Nur wenige Delegationen schienen ein 
ernsthaftes Interesse an diesem Antrag zu nehmen. Alle Großmächte 
— die Sowjetunion, Großbritannien, Frankreich und die Vereinigten 
Staaten — wünschten seine baldmöglichste Erledigung und Versenkung. 
Die sowjetische Delegation schlug vor, ihn zu begraben noch bevor er 
überhaupt geboren war. Der Antrag wurde wie eine tote Katze oder 
eine heiße Kartoffel, die keiner gerne in die Hände nimmt, von Komitee 
zu Komitee geschoben. Wenn die Sowjetunion tatsächlich die Aggression 
begangen hat, die ihr von der chinesischen Delegation vorgeworfen 
wurde, dann war sie unbestraft davongekommen — ungeachtet der Ver-
einten Nationen.
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VI. Sowjetrußland und die Chinesische Volksrepublik
1. Der neue sowjetisch-chinesische Vertrag und andere Abkommen

Am 30. Juni 1949 sagte Mao Tse-tung in bezug auf die Außenpolitik: 
„Ihr neigt nach einer Seite . . . nicht nur in China, sondern in der 
ganzen Welt lehnt man sich o
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hne Ausnahme entweder an die Seite des 
Imperialismus oder an die Seite des Sozialismus. Neutralität ist nur eine 
Tarnung, und einen dritten Weg gibt es nicht" ).  Nachdem die chine-
sischen Kommunisten an die Macht gekommen waren, wurde Maos 
Politik des Streichelns durch ein wichtiges Grundgesetz, nämlich das 
Allgemeine Programm, verewigt. Dieses Programm wurde später dur
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ch 
ein formales Grundgesetz ersetzt, dessen Präambel in Auszügen folgen-
den Wortlaut hat: „China hat bereits eine unzerstörbare Freundschaft 
mit der großen Union der Sozialistisclten Sowjet-Republiken und den 
Volksdemokratien aufgebaut; . . . diese Freundschaft wird fortgesetzt, 
weiter ausgebaut und gefestigt" ).  Maos Politik des „Nach-einer-
Seite-Neigens" wurde so zur Haupttriebfeder in den Beziehungen des 
kommunistischen China zum Ausland

Im Dezember 1949 leitete Mao Tse-tung eine Delegation nach Mos-
kau. Es stellte sich heraus, daß sein Hauptgrund die Verhandlungen 
über einen Vertrag zwischen China und Sowjetrußland war. A. Y. Wy-
schinsky und Tschou En-lai tauschten Noten aus „mit dem Resultat, den 
entspredtenden Vertrag und die Übereinkommen zwischen China und 
der Sowjetunion, abgeschlossen am 14. August 1945, für null und nidi- 
tig zu erklären." Gleichzeitig versicherten beide Regierungen, die Un-
abhängigkeit der Mongolischen Volksrepublik sei voll garantiert. Weiter 
tauschten die beiden Partner Noten „über den Entsdiluß der Sowjet-
regierung aus, der Volksrepublik China ohne Gegenleistung das von 
japanischen Eigentümern in der Mandschurei durch sowjetisdte Wirt-
schaftsorganisationen erlangte Gut zurüdtzugeben.

Durch das Freundschafts-Bündnis und den gegenseitigen Hilfsvertrag 
beabsichtigen die beiden vertragschließenden Partner in eine enge 
Zusammenarbeit einzutreten, um ... die Wiederholung einer japani-
schen Aggression „oder die eines anderen Staates, der in irgendeiner 
Form mit Japan zusammenarbeitet, zu verhindern ... an allen inter-
nationalen Aktionen teilzunehmen, die darauf abzielen, den Frieden 
und die Sicherheit in der ganzen Welt zu erhalten . . . mit Japan zu 
einem möglichst frühen Termin einen Friedensvertrag zustande zu brin-
gen, . . . gegenseitige Konsultationen bei allen wichtigen internationalen 
Problemen abzuhalten, die gemeinsame Interessen Chinas und der So-
wjetunion betreffen, . . .“ und „die wirtschaftlichen und kulturellen 
Bande zwisd^en China und der Sowjetunion zu entwickeln und zu kon-
solidieren." Durch den gleichen Vertrag auferlegen sich die beiden ver-
tragschließenden Partner die negative Verpflichtung, „keine Allianz zu 
beschließen“ und „keine Koalition einzugehen oder irgendeine Aktion 
oder Maßnahme zu unternehmen“, die sich gegen eine der beiden Par-
teien richtet.

Durch das Übereinkommen über die chinesische Tschangchun-Eisen-
bahn, Port Arthur und Dairen, verpflichtet sich die Sowjetregierung 
(1) der Pekinger Regierung ohne Gegenleistung alle ihre Rechte für die 
gemeinsame Verwaltung der chinesischen Tschangchun-Eisenbahn zu 
übertragen. (2) Ihre Truppen aus Port Arthur zurückzuziehen und der 
Pekinger Regierung gegen einen bestimmten Entschädigungsbetrag alle 
dortigen Einrichtungen zu übergeben, und zwar entweder nach Abschluß 
eines Friedensvertrages mit Japan oder „nicht später als gegen Ende 
1952“, unter der Voraussetzung, daß Sowjetrußland im Falle eines 
Krieges mit Japan oder irgendeinem anderen mit Japan kollaborieren-
dem Staat", den Marinestützpunkt Port Arthur wieder benutzen kann 
und (3) der Pekinger Regierung im Verlauf des Jahres 1950 „allen 
Grundbesitz in Dairen zu übergeben, die vorübergehend von der So-

wjetunion verwaltet wird oder gepachtet ist". Während die Verwaltung 
von Dairen in die Hände der Pekinger Regierung gelegt wird, „ist die 
Frage des Hafens von Dairen vom Abschluß eines Friedensvertrages mit 
Japan abhängig".

Das Abkommen macht zur Bedingung, daß bis zum Zeitpunkt der 
endgültigen Abtretung sowjetischer Rechte und Interessen an der chine-
sischen Tschangchun-Eisenbahn, die Bahn unverändert unter gemein-
samer chinesisch-sowjetischer Verwaltung verbleibt und daß bis zum 
endgültigen Abzug sowjetischer Truppen aus Port Arthur und der noch 
schwebenden Übergabe der Hafenanlage, die Zivilverwaltung in dem 
Gebiet von Port Arthur der direkten Autorität der Pekinger Regierung 
untersteht, militärische Angelegenheiten jedoch dem Befehl einer ge-
meinsamen chinesisch-sowjetischen Kommission unterstellt werden. Das 
Übereinkommen über Kreditbewilligung sieht einen Kredit der Sowjet-
regierung an die Pekinger Regierung in Höhe von 300 000 000 Dollar 
vor, der zum Einkauf der verschiedensten industriellen und technischen 
Ausrüstungen aus der Sowjetunion verwandt werden soll. Nach der 
Unterzeichnung der obigen Verträge und Übereinkommen waren beide 
Parteien stolz auf ihre Leistungen und betonten die große Bedeutung 
der neuen Verträge.

Die neuen sowjetischen Verträge und Übereinkommen ähnelten zwar 
in ihrem allgemeinen Inhalt und Umriß den alten Verträgen zwischen 
dem Kreml und der Nationalregierung, doch gibt es zwischen ihnen 
auch einige gravierende Unterschiede. Die neue Serie von Verträgen 
erscheint noch günstiger für China, wenn man ihr die korrespondieren-
den Gesichtpunkte der alten Verträge gegenüberstellt.

1. Durch den neuen Vertrag wird der Umfang der chinesisch-sowje-
tischen Allianz erweitert. Der chinesisch-sowjetische Vertrag von 1945 
sah nur gemeinsame Maßnahmen für den Fall der Wiederholung einer 
japanischen Aggression vor. Der chinesisch-sowjetische Vertrag von 
1950 jedoch verpflichtet die beiden Parteien für den Fall einer Aggres-
sion durch Japan „oder durch irgendeinen anderen Staat, der mit Japan 
in irgendeiner Form kollaborieren sollte, zusammenzuarbeiten.“ Dieser 
Unterschied läßt deutlich erkennen, daß sich die neue chinesisch-sowje-
tische Allianz ebenso — oder sogar noch stärker — gegen die Vereinigten 
Staaten als gegen Japan richtet. Das offizielle Organ der Pekinger Re-
gierung, die Jen Min Jih Pao, schrieb am 26. Februar 1950 in einem 
Leitartikel: „Diese diinesisch-sowjetisdre Allianz ist ein schwerer Sdrlag 
gegen den amerikanisdien Imperialismus, der jetzt das Wiederauf tauchen 
der japanischen Aggression begünstigt.“

2. Das alte Abkommen über die chinesische Tschangchun-Eisenbahn 
sollte ursprünglich eine Laufzeit von 30 Jahren haben und die Eisen-
bahn erst nach Ablauf dieser Frist an China zurückgegeben werden. Das 
neue Abkommen sah die Rückgabe der Eisenbahn an China „nicht 
später als gegen Ende 19 52“ vor. Diese Bedingung wurde eingehalten.

3. Dem Abkommen über Port Arthur von 1945 zufolge sollten die 
Sowjets den Hafen nach 30 Jahren freigeben. In dem neuen Abkommen 
versprachen sie, diese Bedingung „nicht später als gegen Ende 1952 
zu erfüllen. In der Folgezeit hielt die Sowjetregierung jedoch nicht ihr 
Versprechen oder sie wurde von diesem Versprechen entbunden. Später 
änderte sie wiederum ihre Meinung. Nach einem Bericht in der Tages-
zeitung „Volkschina" vom 16. Juni 195 5 erließ Peking und Moskau 
am 2 5. Mai 19 5 5 ein gemeinsames Kommunique, in dem erklärt wurde, 
Sowjetrußland habe alle seine Truppen von Port Arthur abgezogen.

4. Die Sowjetregierung versprach der Pekinger Regierung die Rück-
gabe des „von den Sowjets gegenwärtig gepachteten Eigentums . Im 
Abkommen von Dairen aus dem Jahre 1945 fehlte ein solches Ver-
sprechen.

5. Die Sowjetregierung versprach der Pekinger Regierung die Rück-
gäbe von „Vermögenswerten, die sowjetische Wirtschaftsorganisationen 
von japanischen Eigentümern in der Mandschurei erhalten hatten". Im

235) Mao Tse-tung, Lun Jen-min Chu Chuang-Cheng (on the People's De-
mocratic Dictatorship) Hongkong, Hsin Min-chu Ch'u Pan She, 1949, S.7 — 8.

236) Editorial Board of the Hsin Hua Book Store Chung-Yao Wen-Hsien 
important documents Schanghai, Hsin Hua Book Store, 1949, Seite 28, Supp-
lement to People's China, 1. Juli 1954, Seite 4.



Jahre 1945 hatte die sowjetische Regierung der Nationalregierung ein 
solches Versprechen nicht gegeben. Dieses Versprechen wurde eingehal-
ten und die Rückgabe formell am 28. August 19 50 beendet. Zu den 
Vermögenswerten zählten Kasernen, Lagerhäuser, eine Ölraffinerie, eine 
Maschinenfabrik, eine Zementfabrik, eine Glasfabrik, die Anlagen und 
Ausrüstung des Hafens Dairen, kulturelle und Unterrichtsorgane, Miets-
häuser, Leichtindustrien zur Herstellung von Zement, Zucker, Seife, 
Papiermühlen, Zigarettenfabriken, elf Kinos usw. 237).  Nicht eine der 
riesigen Anlagen für die Schwerindustrien wurde zurückgegeben, da die 
Vermögenswerte von den sowjetischen Behörden als Eigentum der japa-
nischen Armee betrachtet und daher als „Kriegsbeute" behandelt wur-
den 238).

6. 1950 erklärte sich die Sowjetregierung bereit, ihre Kreditanleihen 
an die Pekinger Regierung auf 300 000 000 Dollar zu erhöhen, während 
sie der Nationalregierung im Jahre 1945 nur die unbestimmte Zusiche-
rung gab, die sowjetische moralische Unterstützung und materielle Hilfe 
„ginge ganz an die Nationalregierung als die Zentralregierung von 
China“. Demgegenüber ist das sowjetische Kreditabkommen mit der 
Pekinger Regierung in allen Einzelheiten exakt abgefaßt. Im Hinblick 
auf das riesige Territorium und die fruchtbare Bevölkerung Chinas und 
im Hinblick auf die riesigen Zerstörungen, die jahrzehntelange Kriege 
verursachten, hätte China für seine wirtschaftliche Entwicklung und 
seinen nationalen Wiederaufbau eine vielfach größere Summe als 
300 000 000 Dollar benötigt.

7. In bezug auf das Übereinkommen über die Äußere Mongolei be-
stätigte die Pekinger Regierung nur eine Tatsache, die bereits vollzogen 
war. Wenn künftige chinesische Historiker diese Tatsache beklagen 
sollten, dürften sie aller Wahrscheinlichkeit nach die Nationalregierung 
dafür verantwortlich machen.

Was die für China weniger vorteilhaften Aspekte der neuen Ver-
träge betraf, so sind sie weniger sichtbar, doch gibt es sie. 1945 erklärte 
die Sowjetregierung, sie „anerkenne die drei Ostprovinzen (Mand-
schurei) als Teil Chinas". In dem chinesisch-sowjetischen Vertrag von 
1950 wurde die chinesische Souveränität in der Mandschurei nicht er-
wähnt. Das gleiche kann von Sinkiang gesagt werden. Entsprechend dem 
Abkommen von 1945 sollte Dairen zum internationalen Freihafen er-
klärt werden. In dem neuen Abkommen I cißt es jedoch, daß „die Frage 
des Hafens Dairen von dem Abschluß eines Friedensvertrages mit Japan 
abhängig ist". In der Zwischenzeit wird der Hafen von den Sowjets 
überwacht und kontrolliert.

Während der Vertrag von 1945 die Frage diplomatischer Konsul-
tationen nicht berücksichtigt, sind in dem Abkommen von 1950 vor 
allem bestimmte Vorkehrungen über diplomatische Konsultationen zwi-
schen der Sowjetregierung und der Pekinger Regierung enthalten, die 
technisch gesehen auf einer gleichen und wechselartigen Grundlage be-
ruhen. Es sollte jedoch beachtet werden, daß kommunistische Länder 
Sowjetrußland als ihren Führer anerkennen, für dessen Macht und Inter-
esse sie ihre Macht und Interessen zu opfern haben.

Mao Tse-tungs „Neig-Dich-einer-Seite-Politik" zeichnet sich in klarer 
und eindeutiger Form ab. Das kommunistische China hat mit Rußland 
in vollem Umfang bei allen internationalen Problemen zusammenzu-
arbeiten. Es tritt in eine enge wirtschaftliche und kulturelle Zusammen-
arbeit mit Sowjetrußland ein. Es nimmt an keiner Aktion oder Maß-
nahme teil, noch wird es eine Allianz oder eine Koalition eingehen, die 
sich gegen Sowjetrußland richtet. Es wird Sowjetrußland über seine 
diplomatischen Schritte konsultieren und aller Wahrscheinlichkeit nach 
dem Kurs seines Alliierten folgen. Mit einem Wort: es hat zu seinen 
eigenen die sowjetischen Interessen in Betracht zu ziehen und ihnen zu 
dienen. Die Sowjetregierung ist also in der Lage, die Außen- und Innen-
politik Chinas zu beeinflussen, und es besteht wohl kaum ein Zweifel, 

daß sie soweit wie möglich von diesem Einfluß zum Wohle und zu-
gunsten der Interessen Sowjetrußlands Gebrauch macht. Mit diesem 
latenten sowjetischen Einfluß auf chinesische Angelegenheiten erhielten 
die Sowjets das Vorkaufsrecht und eine Monopolstellung über alle Kon-
zessionen, die das kommunistische China von Zeit zu Zeit im Verlauf 
seiner nationalen Entwicklung und seinem Wiederaufbau einzugehen 
hat. Die immense Unterstützung und Gewinne, die Rußland uneinge-
schränkt durch seine Monopolstellung erhält, werden, voll ausgenutzt, 
alle habsüchtigen Träume der traditionellen westlichen Imperialisten 
übersteigen, ganz gleich, ob es sich um die Entwicklung des riesigen 
chinesischen Marktes oder die Ausbeutung der chinesischen Arbeitskraft 
oder die materiellen Quellen handelt, ganz gleich, ob es die Förderung 
der chinesischen Industrien durch Investitionen oder die Bemühungen 
um eine kulturelle Transformation des chinesischen Volkes betrifft, die 
Sowjetregierung ist in der Lage, die besten Gelegenheiten für sich wahr-
zunehmen und sich ihre Vorteile zu sichern und sie gegenüber den west-
lichen kapitalistischen Ländern zu leugnen. In dem globalen kapita-
listisch-kommunistischen Kampf ist es eine wohlbekannte marxistisch-
leninistische Strategie, den kapitalistischen Mächten die Märkte zu neh-
men und sie der Investitionsmöglichkeiten in ihren Kolonien oder der 
unterentwickelten Länder zu berauben, um dadurch gleichzeitig die 
Schwächen des kapitalistischen Systems zu erhöhen und seinen Sturz 
zu beschleunigen. Der aufgestiegene Rote Stern in China verfolgt weit-
gehend d ese Strategie.

Kurz nach der Veröffentlichung des neuen chinesisch-sowjetischen 
Vertrages und der Übereinkommen erschienen Berichte, wonach das 
kommunistische China Sowjetrußland beachtliche Konzessionen gemacht 
haben soll 239).  Es ist in diesem Zusammenhang von Interesse, festzu-
stellen, daß die Sowjetregierung seit 1939 ihre Geheimdiplomatie ver-
stärkt entwickelte. Im Verlauf der deutsch-sowjetischen Gespräche in der 
ersten Hälfte 1939 in Moskau und Ende 1940 in Berlin 2407) sowohl als 
auch auf der bekannten Yalta-Konferenz Anfang 1945 demonstrierten 
die Sowjets großzügig ihre Neigung für Geheimnisse. Niemand sollte 
angesichts der obigen Beispiele überrascht sein, wenn die Öffentlichkeit 
im Verlauf der Zeit Kenntnis von einigen Geheimabkommen zwischen 
Peking und Moskau erhält.

237) ebenda, Vol. 3 (1951), Seite 1063.
238) In seinem Buch „Moskau und die chinesischen Kommunisten" schrieb 

Robert North, der chinesisch-russische Vertrag von 1950 habe die Rückgabe 
von „Beutegut" durch Rußland an China vorgesehen. Diese Interpretation 
scheint erfunden zu sein.

239) New York Times, 16. Februar 1950.
240) R. J. Sonntag und J. S. Beddie, Ed. Nazi-Soviet Relations, New York, 

1948, Seiten 217 — 254.
241) Text der beiden Übereinkommen in Hsin Hua Yueh Pao, Vol. 1 (1950), 

Seiten 1088 — 1092.
242) Hsin Hua Yueh Pao, Vvo. 3 (1951), Seite 1313.
243) Schanghai News, 18. April 1952.
244) Hsin Hua Yueh Pao, Vol. 2 (1950), Seite 134.

Unabhängig von dem Vertrag und den Übereinkommen, die am 
14. Februar 1950 unterzeichnet worden sind, haben die sowjetischen 
Behörden und die chinesischen Kommunisten eine Reihe anderer Ab-
kommen geschlossen. Nach der Bildung der Pekinger Regierung und 
ihre Anerkennung durch die Sowjetregierung betrafen die ersten zwei 
Abkommen, die Telegraph- und Telefonverbindungen und den Brief-
austausch, um eine enge Integration des Post- und Telegraphenwesens 
zwischen den bei 241den Ländern zu er eichen ).  Ein anderes Abkommen 
bezog sich auf den Transit-Eisenbahnverkehr zwischen den beiden Län-
dern, der mit Wirkung vom 1. April 1951 ausgenommen werden sollte.

Um das Kreditübereinkommen vom 14. Februar 1950 zu ergänzen, 
unterzeichneten eine Han
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delsdelegation des kommunistischen China und 
das sowjetische Ministerium für Außenhandelsfragen am 19. April 1950 
zwei Übereinkommen. Dieses Verfahren wurde 1951 und 1952 wieder-
holt ).

Wie erinnerlich sah der chinesisch-sowjetische Vertrag eine enge wirt-
schaftliche Zusammenarbeit vor. Als Ergänzung hierzu schlossen die 
Pekinger Regierung und die Sowjetregierung
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 drei Einzelabkommen ab, 
die sich auf die zivile Luftfahrt und auf die Erschließung der Mineral-
quellen in Sinkiang bezogen ).  Die obengenannten Abkommen weisen 
auf den bedeutenden Trend in der chinesischen Wirtschaft hin, sich mit 
der sowjetischen zu verschmelzen und auf den chinesischen Handel, der 
sich nach Sowjetrußland ausdehnt. Sie illustrieren die praktischen Aus-
wirkungen der „Neig-Dich-nach-einer-Seite-Politik“ Mao Tse-tungs.



2 Die chinesisch-sowjetische Freundschaft und Zusammenarbeit
Bereits seit Oktober 1949 haben Peking und Moskau Parallelaktionen 

bei vielen Gelegenheiten unternommen. Solche Paralleldiplomatie beruht 
auf der „Neig-Dich-nach-einer-Seite-Politik" Mao Tse-tungs. Neben der 
Zusammenarbeit auf diplomatischem Gebiet sind die beiden Parteien 
auch in eine enge wissenschaftliche und kulturelle Zusammenarbeit ein-
getreten. Viele tausende sowjetischer Wissenschaftler und Kulturexper-
ten kamen nach China, um „fortschrittliche Ideale der Sowjets“ zu ver-
breiten. Als Resultat zeichnet sich ein neues sowjetisiertes China ab.

Seit den ersten Tagen ihres Bestehens wünschte die Pekinger Regie-
rung, die chinesische Nationalregierung als die Vertreterin Chinas bei 
den Vereinten Nationen zu ersetzen. Der sowjetische Delegierte machte 
in der Eröffnungsversammlung 1950 einen Vorschlag, der darauf ab-* 
zielte, die Delegation der Nationalisten aus den Vereinten Nationen 
auszuschließen und an ihrer Stelle die Vertreter der Pekinger Regierung 
in der Vollversammlung und der i
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hr verwandten Organe zuzulassen. 

Dieser Vorschlag wurde jedoch niedergestimmt ).  Im November des 
folgenden Jahres nahm der Hauptausschuß eine Resolution an, die vor-
sah, künftig keine weiteren Vorschläge über den Ausschluß der chine-
sischen Delegation und die Zulassung von Vertretern der Pekinger 
Regierung und ihre Teilnahme an den Sitzungen der Vollversammlung 
zu behandeln.

Als der Korea-Krieg erbittert tobte, wurde das kommunistische China 
mehr und mehr in ihn verwickelt und zog sich so die Feindschaft der 
Vereinten Nationen zu, die in dem kriegszerstörenden Gebiet eine 
„Polizei-Aktion" durchführten. Während Moskau versuchte, Peking ge-
gen jeden Tadel oder gegen jede Strafaktion von Seiten der Vereinten 
Nationen zu verteidigen, unterstützte Peking für seinen Teil alle so-
wjetischen Vorschläge in der Weltorganisation.

Als eine Art Gegenstück zu den Vereinten Nationen haben die Kom-
munisten ihre eigene Weltorganisation aufgebaut: der sogenannte Welt-
friedenskongreß, der im April 1949 in Paris gegründet wurde und er-
klärtermaßen 72 Länder zu seinen Mitglie 246dern zählt ). Seit dieser Zeit 
hat die Pekinger Regierung eng an der Arbeit des Weltfriedenskon-
gresses teilgenommen. Gegenwärtig wurde ein Weltfriedenskonzil, vor-
nehmlich mit dem Ziel gebildet, Propagandakampagnen zu fördern und 
zu intensivieren, in denen die Vereinigten Staaten beschuldigt werden 
sollen, Hauptkriegshetzer und eine Hauptbedrohung für den Welt-
frieden zu sein. Es braucht wohl nicht darauf hingewiesen zu werden, 
daß Moskau hinter dem Weltfriedenskonzil einen alles beherrschenden 
Einfluß ausübt.

Auf dem Gebiet diplomatischer Probleme haben die Pekinger Regie-
rung und Sowjetregierung im allgemeinen dieselbe Haltung eingenom-
men und die gleiche Politik verfolgt. Aus einem Bericht der Vereinten 
Nationen geht hervor, daß und 1950 die Nord-

Auf der Genfer Konferenz sagte Außenminister Dulles bei der Erörte-
rung der Fragen über den Frieden in Korea und Indochina, daß er keinen 
Unterschied zwischen der Politik Sowjetrußlands und des kommunisti-
schen Chinas festgestellt habe 250 ). Beide, Peking und Moskau beschul-
digten die Vereinigten Staaten, Japan als Stützpunkt für eine Aggres-
sion zu stärken. Die beiden Alliierten griffen besonders den Separat-
Friedensvertrag mit Japan aus dem Jahre 1951 an. Nach einem offen-
sichtlich sorgfältigem Studium des Entwurfs erklärte die Sowjetunion in 
einer Reihe von Kommentaren, daß zahlreiche Vorkehrungen in dem 
Entwurf getroffen worden seien, die gegen bestehende Abkommen zwi-
schen den früheren Alliierten gegen Japan verstoßen. Außenminister 
Tschou En-lai stellte fest, daß die Pekinger Regierung mit dieser Ansicht 
völlig übereinstimme 251).  Später beriefen die Vereinigten Staaten eine 
Friedenskonferenz über Japan ein, zu der auch die Sowjetregierung ein

252

-
geladen worden war. Auf dieser Konferenz kritisierte der sowjetische 
Delegierte scharf den Friedensentwurf, von dem er sagte, er enthielte 
keine Garantie gegen das Wiederaufleben des japanischen Militarismus 
und einer Aggression ).  Bei Beendigung der Konferenz übergab er der 
Presse eine Erklärung, in der er nicht nur für die Sowjetunion, sondern 
auch für das Pekinger Regime sprach. Er sagte, daß „ohne die Teil-
nahme der diinesischen Volksrepublik keine echte Friedensregelung im 
Fernen Osten erreidu werden könne ..."

Beide, Peking und Moskau haben behauptet, die Nationalregierung 
in Formosa sei illegal und habe kein Recht, China zu repräsentieren und 
in Namen des chinesischen Volkes zu sprechen. Seit Juni 1950, als 
Präsident Truman die 7. US-Flotte mit der Überwachung der Straße von 
Formosa beauftragte, haben diese beiden Mächte die Vereinigten Staa-
ten der Aggression beschuldigt, Formosa besetzt zu halten und die Insel 
zu einem militärischen Stützpunkt für aggressive Zwecke ausgebaut zu 
haben. Aus Meldungen nationalchinesischer Nachrichtenagenturen ist 
häufig ersichtlich, daß sowjetische Unterseeboote in chinesischen Gewäs-
sern operieren. Es ist nicht leicht, diese Meldungen zu bestätigen. Doch 
soviel ist gewiß: die von den chinesischen Kommunisten eingesetzten 
Düsenjäger russischer Bauart vom Typ MIG sollen sich mit den auf 
Formosa stationierten amerikanischen Sabre-Düsenjägern messen. Das 
beweist zur genüge, daß die Sowjetregierung die chinesischen Kommu-
nisten in ihrer Politik gegen die letzte Bastion Tschiang Kai-scheks 
unterstützt.

Die diplomatische Zusammenarbeit zwischen Peking und Moskau 
konnte in Indochina beobachtet werden. Beide, Peking und Moskau unter-
stützten die Viet-Minh und gaben ihnen beachtliche moralische und 
materielle Hilfe. Zur gleichen Zeit griffen beide die Politik der Ver-
einigten Staaten an. Auch im Verlauf der Genfer-Konferenz glichen sich 
die Äußerungen Molotows und Tschou En-lais, die die Sowjetunion bzw. 
das kommunistische China vertraten, fast wörtlich, und zeigten dadurch 
erneut Einstimmigkeit in ihren Zielen und Absichten. Auch in 
bezug auf Südostasien und den Weltfrieden im allgemeinen 
glichen sich die gegenseitigen Äußerungen Pekings und Moskaus mit 
stumpfsinniger Monotonie. Am 11. August 1954 erklärte Außenmi-
nister Tschou En-lai, die Pekinger Regierung „würde mit Entsdiieden- 
heit die Bildung einer aggressiven Organisation, der sogenannten süd- 
ostasiatisdien Bündnisorganisation durdt die USA ablehnend Am 
14. September veröffentlichte das sowjetische Ministerium des Äuß
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eren 
eine Erklärung, die besagte, daß die Aktionen, die der südostasiatische 
kollektive Verteidigungsvertrag in Betracht zog, „sidt entgegengesetzt 
zu der Arbeit über die Stärkung des Weltfriedens verhalte )."

Mao Tse-tungs „Neig-Dich-nach-einer-Seite-Politik" betrifft auch 
Chinas innere Entwicklung und den nationalen Wiederaufbau. Als 
Kommunist ist Mao für die Errichtung kommunistischer Institutionen 
und Praktiken und gegen jene der westlichen kapitalistischen Länder

250) New York Times, 3. Mai 1954.
251) Jen Min chou pao, 3. Juni 1951 SS. 9—11.
252) New York Times, 7. September 1951.
253) People's China, 16. Oktober 1954, S. 25.

245) Hsin Hua Yueh Pao, Bd. 2 (1950), Seiten 1018—1019.
246) China Fights for Peace, Peking, Foreign Languages Press, 1950, 

Seiten 18—19.
247) United Nations, Security Council Document, S. 1796, 18. Sept. 1950.
248) Izvestiia, 20. November 1953.
249) Jen Min Jih Pao, 24. November 1953.



Am 17. Februar 1950 sagte Mao bei seiner Abschiedsansprache auf dem 
Moskauer Hauptbahnhof:

„Während meines Aufenthalts in der Sowjetunion habe ich sowje-
tische Arbeiter und Bauern gesehen, die mit großen Ergebnissen am 
Aufbau des Sozialismus arbeiten . . . All dies bestätigt die historische 
Überzeugung der chinesischen Kommunisten, daf^ die Erfahrungen der 
sowjetischen Wirtscltaft, der Kultur und anderen widttigen Entwick-
lungen beispielgebend für den Wiederau 254fbau Chinas sein wird ).  Ein 
anderer führender chinesischer Kommunist, Liu Schao-tschi sagte bei der 
Gründung der Gesellschaft für chinesisch-sowjetische Freundschaft am 
5. Oktober 1949: „der Grund, warum wir besonders die freundschaft-
liche Zusammenarbeit zwisdten China und der Sowjetunion betonen und 
zu schätzen wissen, liegt darin, daß der Pfad, den das sowjetische Volk 
bereits besdiritten hat, genau der Pfad ist, den wir beschreiten soll-
ten . . . 255 ).

Die ersten sowjetischen Fachleute, die nach China kamen, waren 
Mediziner. In Peking wurde ein sowjetisches Rot-Kreuz-Krankenhaus 
gebaut, das eine Reihe von sowjetischen Ärzten beschäftigt
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. Neben der 
Fürsorge für ihre Patienten machen die Ärzte davon Gebrauch, „ihre 
fortschrittlichsten medizinisdten Kenntnisse und Techniken" zu ver-
breiten ).

Im Verlauf des Bürgerkrieges wurde das chinesische Eisenbahnsystem 
stark zerstört und der Verkehr unterbrochen. Zu dieser Zeit reparierten 
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die erfahrensten sowjetischen Eisenbahner die Eisenbahnlinien und bau-
ten Brücken. Als Ergebnis wurde das chinesische Eisenbahnsystem Ende 
1950 wiederhergestellt und der Verkehr wieder reibungslos ausgenom-
men ).  Die sowjetischen Fachleute halfen auch beim Ausbau des 
Eisenbahnnetzes; außerdem kamen sowjetische Eisenbahn-Verwaltungs-
fachleute nach China, um Chinesen in der reibungslosen Abwicklung 
des Eisenbahnverkehrs und aller damit in Zusammenhang stehenden 
Fragen zu unterrichten.

Eine andere Gelegenheit für die Beschäftigung sowjetischer Ingenieure 
war das Huai-Projekt. Dieser Fluß trat ständig über seine Ufer und ver-
wüstete das Land. Kommunistischen Quellen zufolge vollbrachte bei die-
sem Proj
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ekt der russische Hydrauliker namens Bukow besondere Lei-
stungen 28).  Obwohl das chinesische Volk über die Bedeutung der so-
wjetischen Ingenieurleistungen unterrichtet war, war es stolz darauf, daß 
die Projekte ganz mit chinesischen Materialien und chinesischen Händen 
ausgeführt worden waren ).

Auch in der Industrie und Landwirtschaft wurden sowjetische Fach-
leute beschäftigt, ohne jedoch irgendwelche beachtlichen Leistungen voll-
bracht zu haben. Es wurde berichtet, daß durch die sowjetischen techno-
logischen und industriellen Kenntnisse einige Fortsdiritte im Bergbau, 
den Metallurgischen-, den Maschinen- und Werkzeugindustrien erzielt 
worden sind 260 ). Es ist wohl kaum daran zu zweifeln, daß alle Anstren-
gungen gemacht worden sind, daß Gesamtbild so vorteilhaft wie nur 
irgend möglich erscheinen zu lassen. Doch insgesamt gesehen ist dieses 
Bild nicht erfreulich — besonders nicht für ein so großes Land wie China 
mit seiner riesigen Bevölkerung. Das trifft auf die Industrie ebenso zu 
wie auch auf die Landwirtschaft. Auch hier sind nach einigen Jahren der 
chinesisch-sowjetischen wissenschaftlichen Zusammenarbeit die bekannt-
gewordenen Leistungen of enbar gering in ihrem Charakter und in 
ihrem Umfang.

Wie steht es nun mit der sowjetischen Hilfe in Form von Kapital-
anlagen, solchen wie industriellen Einrichtungen, landwirtschaftlichen 
Werkzeugen und Maschinen? Eine aufs geradewohl verfaßte journali-
stische Übersicht chinesisch-kommunistischer Literatur beweist, daß Be-
richte in bezug auf solche Hilfe so selten sind, wie Schwalben im Winter.

Zu Beginn des Jahres 1952 wurde bereits im kommunistischen China 
über die Verkündung des ersten 5-Jahresplanes gesprochen. Im August 
des gleichen Jahres führte Außenminister Tschou En-Iai eine große Dele-
gation nach Moskau, um über eine dringende Hilfe für die Durchfüh-
rung dieses ehrgeizigen Projekts zu verhandeln. Die Verhandlungen, die 
sich hieraus ergaben, waren ziemlich langwierig und zeigten, daß Mos-
kau nicht sofort bereit war, die erbetene und notwendige Hilfe zu ge-
währen. Erst im September 195 3 wurde eine Erklärung hierüber abge-
geben. Am 15. September sandte Mao Tse-tung eine Dankesbotschaft 
für die sowjetische Unterstützung an Malenkow, u. a. sagte er: „da die 
große Sowjetregierung sicht damit einverstanden erklärt hat, ihre wirt- 
sdiaftliche und tedmische Hilfe systematisch auf . . . die neuen Unter-
nehmen . . . auszudehnen, die jetzt in China erriduet oder wiederaufge-
baut werden, wird das dtinesisdte Volk . . . in der Lage sein, Sdiritt für 
Schritt seine eigene mächtige Großindustrie aufzubauen 261 )." Von Sei-
ten der Sowjetunion sind scheinbar von Anfang an einige Anstrengun-
gen unternommen worden, um dieses Übereinkommen auszudehnen. 
Feinem Bericht der Associated Press aus London, vom 24. Januar 1954, 
zufolge, hat die Sowjetregierung der Pekinger Regierung mitgeteilt, 
Sowjetrußland könne nicht alle Forderungen nach lebenswichtigen
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 Werk-
zeugen und Maschinen erfüllen, noch könne es alle landwirtschaftlichen 
Produkte von China aufsaugen ).

Im Sommer 195 5 hielten die Führer des Pekinger Regimes die Zeit 
für gekommen, einen genauen Rechenschaftsbericht über die Situation 
abzuleg~l und verfaßten einen detaillierten Bericht über wirtschaftliche 
Probleme. Den Engländern gelang es, den vollen Wortlaut dieses Be-
richtes sicherzustellen. Sie erhielten dadurch Kenntnis von einer Reihe 
wichtiger Untersuchungsergebnisse, nämlich: daß Rußlands freiwillige 
Hilfe sich zum großteil auf Architekten, Konstrukteure und andere Fach-
leute begrenze, die beim Aufbau von 156 industriellen Hauptprojekten 
mitwirken, daß Peking für die Güter aus Rußland einen hohen Preis zu 
zahlen hätte, daß die Lebensmittel und andere Produkte, die im Inland 
dringend benötigt wurden, an Osteuropa als Austausch für industrielle 
Güter geliefert würden und daß diese Situation besonders enttäuchend 
für die chinesischen Kommunisten sei, die geglaubt hatten, daß Ihnen 
ein beac.tlicher Teil der industriellen Kapitalanlagen von Rußland ge-
schenkt worden wäre 254). Die technische Hilfe der Sowjets an China 
setzt technisches vnd industrielles „Know-how“ voraus. Diese Umstände 
weisen auf die Fehler in Mao Tse-tungs „Neig-Dich-nach-einer-Seite-
Politik“ hin, die im wesentlichen auf ideologische und politische Be-
trachtungen begründet ist. Für die Industrialisierung Chinas ist es bes-
ser, in der Lage zu sein, sich westliche technologische icenntnisse und 
auch Kapitalanlagen zu sichern. Die Abhängigkeit von Rußland allein 
wird nicht nur den Industrialisierungs-Prozeß beachtlich verzögern, son-
dern auch die Kosten in großem Ausmaß steigern.

254) Jen Min Jih Pao, 8. Oktober 1949.
255) Hsin Hua Yueh Pao, Vol. 1 (1950) S. 1112.
256) People’s China, 16. Juni 1954, S. 28.
257) Hsin Hua Yueh Pao, Vol. 3 (1951) S. 979, Chao Ti-sheng und Tung 

Sheng, Christian Science Monitor, 27. Juli 1949, SS. 5, 31; Literary Workers 
of the Workers Daily, Su-Lien Chuan-Chia Tao-Liao Wo-Men Kung-Chlang 
(Soviet Experts Have Come to Our Factories), Peking Workers Publishing 
Institute, 1951, SS. 31—32.

258) Chung Su Yu Hao, 10. November 1951, S. 12.
259) Frank Moraes, Report on Maos China, New York 1953, S. 94.
260) Chao Ti-sheng und Tung Sheng, „How Soviet Experts Aid New Chi-

na's Economic Construction", People’s China, 16. Februar 1952, S. 5, Chung 
Su Yu Hao, 25. Januar 1952, S. 10.

261) People’s China, 1. Oktober 1953, S. 13.
262) Los Angeles Times, 25. Januar 1954.
263) Chinese World, 13. September 1955.
264) Chung Su Yu Hao, 25. September 1951, S. 4; 25. Oktober 1951, 

Die Gesellschaft für chinesisch-sowjetische Freundschaft, die von dem 
glühenden Russophilen Liu Schao-tschi geleitet wird, zielt darauf ab, 
„die freundsdiaftlidten Beziehungen zwischen China und der Sowjet-
union zu entwickeln ut:d zu konsolidieren, die chinesisdi-sowjetische Zu-
sammenarbeit zu fördern, die sowjetischen Erfahrungen beim politischen, 
wirtsdiaftlidten und kulturellen Wiederaufbau und die wissensdtaft- 
lichen Leistungen einzuführen sowie die starke Einheit der beiden Län-
der in dem gemeinsamen Kampf für einen dauernden Weltfrieden zu 
stärken."

Die Hauptarbeit der Gesellschaft zur Förderung pro-sowjetischer Ge-
fühle besteht im Druck von Büchern, Broschüren und Zeitungen. Bei der 
Beeinflussung der Massen macht die Gesellschaft ebenfalls rege von sol-
chen Mitteln Gebrauch wie Film, Lichtbildern und Rundfunksendun-
gen. Eine beachtliche Unterstützung erhält sie von der sowjetischen 
Gesellschaft für kulturelle Beziehungen mit dem Ausland, abgekürzt 
(VOKS) 264)-

Durch VOKS hat die Gesellschaft für chinesisch-sowjetische Freundschaft 
engen Kontakt mit 64 sowjetischen Kulturorganisationen, denen sie 
regelmäßig Schallplatten, Filme und literarische Arbeiten zur Verfügung 



stellt, die den revolutionären Kampf Chinas und den nationalen Wieder-
aufbau behandeln 265).  Viel Erfolg hatte ein chinesisches Variete, das in 
Moskau gastierte. Diesem Variete folgten im Verlauf der Jahre ähnliche 
Gruppen. Sie wurden mit viel Wärme empfangen. Weitere Versuche, 
beim russischen Volk Verständnis für das kommunistische China zu 
fördern, waren Ausstellungen, Buchübersetzungen und eine Ausstellung 
über moderne Kunst in China. In den letzten Jahren haben zahlreiche 
chinesische Delegationen Sowjetrußland besucht.

Liu Schao-tsch’i berichtete, „China habe einigen Hundert Studenten
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das Studium in der Sowjetunion ermöglicht und werde auch künftig eine 
große Zahl von Studenten nach dort entsenden ). "

Von Anfang an hat die Sowjetregierung großen Geschmack an der 
Verbreitung des sowjetischen Kultur-Einflusses in China gefunden. 1949 
besuchte eine Delegation von Kulturexperten Teile von China für einen 
Monat, die von Fadejew und Somonow geleitet wurde. Einige der Teil-
nehmer dieser Delegation hielten vor dem chinesischen Vo

267
lk eine Reihe 

von Vorträgen ).  Ihr Hauptziel war die Verächtlichmachung und Zer-
störung des amerikanischen Einflusses in China, um den Weg für eine 
Einschleusung des sowjetischen Einflusses freizumachen. Der Monat 
November 1952 wurde zum Monat der sowjetischen Freundschaft 
erklärt. Um der sich auf ganz China erstreckenden Bewegung Farbe und 
Inhalt zu geben, entsandten die Sowjets eine große Kulturdelegation, 
bestehend aus Künstlern, Filmleuten und dem Sing- und Tanzensemble 
vom Banner der Roten Armee, nach China. Eine große Ausstellung über 
die sowjetischen wirtschaftlichen und kulturellen Leistungen wurde in 
dem neuerbauten Ausstellungszentrum der Sowjets im westlichen Vorort 
von Peking bis zum 26. Dezember 19 54 gezeigt.

Erziehung ist ein lebenswichtiger und entscheidender Prozeß für die 
Persönlichkeitsbildung und die Verbreitung von Kenntnissen und Ideen. 
Unter diesem Gesichtspunkt ist es wichtig zu wissen, daß der sowjetische 
Ei
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nfluß in der Erziehung im kommunistischen China außergewöhnlich 
groß ist. Unter der Leitung sowjetischer Pädagogen entspricht das Er-
ziehungssystem im Geiste wie in der Struktur dem sowjetischen. Am 
25. Mai 1953 berichtete Radio Moskau, daß sowjetische Lehrbücher von 
Experten chinesischer Universitäten „in Massen übersetzt“ würden ).  
Auch sowjetische Pädagogen haben ihren Teil bei der Erziehung von 
Chinesen beigetragen. Eine große Anzahl von Büchern über den Marxis-
mus-Leninismus und Stalinismus sind gedruckt und über das ganze Land 
verbreitet worden 269). Außerdem wurden Werke der sowjetischen Lite-
ratur, einschließlich der Werke von Stalinpreisträgem für Literatur, 
übersetzt und gedruckt.

265) Ch'ien Chun-jui, „The Sino-Soviet Friendship Association“, People's 
China, 16. Nov. 1952, S. 23; 25. Sept. 1951, S. 4; 25. Okt. 1951, S. 13.

266) Liu Schao-dii’i, „An Address on the Third Anniversary of the Sino-
Soviet Treaty of Friendship, Alliance and Mutual Assistance“, People's 
China, Supplement December 10, 1951, S. 26.

267) Sino-Soviet Friendship Association, ed., Tsai Chung-Kuo I-Yueh (one 
Month in China), Peking, Hsin Hua Book Store, 1950: Tientsin Municipal 
Communist Comittee, ed., Kung-Ku LChung-Su Yu-I (Consolidate Sino-
Soviet Friendship), Tientsin, Tientsin Municipal Comm. Committee, 1949. 
Diese beiden Werke enthalten die chin. Versionen der Vorträge.

268) Los Angeles Times, 26. Mai 1953.
269) Hung Shen, „Chung-Su Kiang-Kuo Liang-Nien-Lai Wen-Hua Ho-Tso 

Ti Sheng-Li“ (Triumphs of Two Years, Sino-Soviet Cultural Cooperation), 
Kwang Ming Jih Pao, 9. Februar 1952, S. 6.

Die chinesisch-sowjetische diplomatische Zusammenarbeit war und ist 
gegen die Vereinigten Staaten gerichtet. Das geht eindeutig aus Doku-
menten hervor und läßt keinen Raum für Zweifel. Doch warum? Die 
chinesischen Kommunisten sind Kommunisten und nicht mehr Agrar-
reformer. Als Kommunisten fühlen sie sich natürlich mit ihren sowje-
tischen Brüdern verbunden, um die Weltrevolution zu fördern, den Kapi-
talismus zu bekämpfen und die Vereinigten Staaten anzugreifen, die sie 

als Führer des kapitalistischen Lagers betrachten. Um den sowjetischen 
Einfluß in China zu stärken, mußte der amerikanische Einfluß verächt-
lich gemacht und liquidiert werden. Viel von der anti-amerikanischen 
Atmophäre ist zumindest teilweise auf die sowjetische Propaganda und 
Hetze zurückzuführen. Beide, Sowjetrußland und das kommunistische 
China hegen den Ehrgeiz, sich in Asien zum Zwecke der kulturellen 
Assimilation und wirtschaftlichen Integration auszubreiten. Doch sie 
begegnen der Opposition der Vereinigten Staaten und seiner Verbünde-
ten. Im Falle Formosa wissen sie, daß die Nationalisten ihren Kampf 
noch nicht aufgegeben haben und ihr „come-back“ versuchen werden. 
Da die Vereinigten Staaten die Insel „besetzt“ haben, (das ist die An-
nahme Pekings und Moskau) betrachten Peking und Moskau die Ver-
einigten Staaten als ihren Feind.

Wenden wir uns jetzt der chinesisch-sowjetischen Zusammenarbeit auf 
wissenschaftlichem Gebiet zu. Die Sowjetexperten haben durch ihre wis-
senschaftliche Ausbildung und Erfahrung ihren Beitrag bei der industri-
ellen Planung und in der Geschäftsführung geleistet. Im Falle der 
Kapitalanlagen jedoch, die so notwendig für neue Entwicklungen in 
Industrie und Landwirtschaft sind, war die sowjetische LInterstützung 
mager. Während des Zweiten Weltkrieges hat Sowjetrußland erhebliche 
materielle Verluste erlitten. Er kann angenommen werden, daß Rußland 
sich in den nächsten Jahren darauf konzentrieren wird, selbst wieder auf 
die Beine zu kommen und sich auszudehnen und daher auch nicht in der 
Lage sein wird, an China viele industrielle Einrichtungen zu liefern. 
Wenn Sowjetrußland ein Hauptexportland wäre und, sagen wir einmal, 
eine Milliarde Dollar jährlich in China investieren könnte, so würde 
Chinas wirtschaftliche Entwicklung gewaltig schnell voranschreiten. Un-
ter den gegenwärtigen Umständen jedoch vollzieht sich Chinas wirt-
schaftliche Entwicklung nur langsam.

Auf kulturellem Gebiet ist die chinesisch-sowjetische Zusammen-
arbeit eine einseitige Angelegenheit. Das gesamte Propagandanetz und 
das gesamte Erziehungssystem sind darauf ausgerichtet, sowjetische Ideen 
und Ideale zu verbreiten und sowjetische Institutionen und ihre 
Praktiken in den Himmel zu heben, während der kulturelle Einfluß 
der Chinesen nur in kleinen Strömen nach Rußland einsickert. Tat-
sächlich ist der Aufbruch und die Verbreitung des sowjetischen Ein-
flusses so groß, daß er eine Kraft erzeugen kann, 

270) Mao Tse-tung, Hsin Min-Chu Chu-I Lun (On the New Democracy), 
Yenan, Northwest Hsin Nua Book Store, 1949, S. 32.

Henry Wei, chinesischer Gelehrter, der seinen B. A. für westliche Literatur 
in China und seinen A. M. und Ph. D. für sein Studium über internationale 
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